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Beiblatt M Karlsruher Zeitung .

Montag , ^ AE» . den 22 . August.

Einundvierzigste öffentliche Sitzung der zweiten
Kammer am Freitag , den 19 . August 1842 ,
unter dem Vorsitze des Präsidenten Bekk .

( Fortsetzung .)

Trefurt : In dieser Weise habe ich nicht gesprochen ,
in meinem Vorirag steht kein Wort von einer Unmün¬

digkeit des Volks .

Hecker : Ich werde es beweisen . Der Redner fährt
fort und spricht über den Grund der Unterlassung einer
Anklage der Minister . Letztere sey nutzlos , da kein voll¬

ständiges Gesetz darüber da sey ; in dieser Lage der Dinge
sey das Forum der öffentlichen Meinung das einzige ,
wohin man appelliren könne . DaS Volk aber sey be¬
reits zu Gericht gesessen durch die Sendung die¬
ser Kammer . Er unterstütze daher den Kommissions¬
antrag und lege sein Mißtrauensvotum gegen die
Minister in diesem Saale nieder . Der Redner geht
über auf die Reden der Abg . Golk und Trefurt . Er
bedauert , daß ein unabhängiger Bürger die Wahlbe -
hcrrschung vertheidige und geht über zum versprochenen
Beweis , daß dcr Abg . Trefurt das Volk unmündig ge¬
nannt habe . Dem Volk sagt der Sprecher , werden
Rechte entrissen und der Abg . Trefurt verlangt nun
vom Volk oder dessen Vertretern in der Kammer man
solle einen einfachen Widerspruch gegen die bisherigen
Schritte der Minister einlegen . Wenn aber ein Volk
dies thut , und die Gewalt schrankenlos fortschreiten
läßt , so ist es unmündig und verdient mit eiserner
Zuchtruthe beherrscht zu werden . Wie der Löwe ,
wenn er schläft , von dem Kinde überwäl¬
tigt werden kann , so ist es mit dem Volke
wenn cs nicht achtsam auf seine verfassungsmäßige
Rechte ist . Der Redner erklärt sich dann fer¬
ner gegen einen andern Satz des Abg . Trefurt , als
bestehe seil 183 l eine systematische Opposition , ein Sy¬
stem der Verdächtigung gegen die Regierung ; eine Be¬
hauptung , die durch die Thatsachen widerlegt werde ,
wenn man auch nicht in Allem mit der Regierung ein¬
verstanden gewesen sey. Der Redner schließt mit der
Klage , daß die Regierung es sey , welche die Hand zur
Versöhnung nicht biete , nur an ihr liege die Schuld
des gebrochenen Friedens . Wenn wir daher ein Miß¬
trauensvotum in das Protokoll niederlegen , sagte der
Redner , so thun wir nur unsere Pflicht . Ob hintennach
Friede war , werden die Minister zeigen , wenn sie nicht
lieber ihren Amtöstab niederlegen wollen , indem das
Volk kein Vertrauen mehr zu ihnen hat , und ihnen den
Amlsstab nicht mehr länger anvertrauen will , den sie
ju VersassungSverletzungen mißbraucht haben .

( Beifall auf den Gallerten .)

Der Präsident erinnert die Zuhörer daran , daß
alle Zeichen des Beifalls verboten seyen , und daß ,
im Fall sich dies wiederhole , er sofort die Galleric räu¬
men lasse .

Goll : Ich hoffe , der Hr . Motionsstellsr werde mich
gegen die Beschuldigung des Abg . Hecker in Schutz
nehmen . Nicht ein Wort von demjenigen , was mir
vorgeworfen , habe ich gesagt .

Reichend ach : Zch erlaube mir als Bürger nur
weniges vorzutragen , und bitte deshalb die Kammer
zum Voraus um Nachsicht . Als mein Freund Jtzstein
bei dem Beginne dieses Landtags seine Motion vorläu¬
fig ankündigte , nahm ich mir vor , an der heutgen Dis¬
kussion keinen Theil zu nehmen , allein die in der frü¬
heren Sitzung besonders von Seiten des Abg . Fanth
gefallenen Aeußerungen veranlassen mich heute einiges
zu sagen . Der Abg . Fauth har nämlich damals bemerkt ,
daß Alles und Alles , was von Wahlbeherrschungen vor -
gekommen sey, auf Rechnung der 31er komme . Ich will
über die rechtliche Natur der Wahlzirkulare nichts sagen ,
sondern nur über den Erfolg einige Worte sprechen .
Kaum war die Kammer aufgelöst , und die Zirkulare
erlassen , als die Staatsdiener gegen die 3ler zu Felde
zogen . Sie bereisten die Bezirke durch und durch und
kreuz und quer , sie dtohten an den einen Orte mit Ver¬
legung des Amtssitzes oder der Posthalterei , an andern
Orten versprachen sie die Errichtung solcher Amtssitze oder
Pvsthaltereien , sie ließen Straßen auf Staatskosten bauen ,und stellten sogar in Aussicht , verlorene Prozesse wieder
zn gewinnen . Die Regierungs - und Bezirksbeamlen
haben , ungeachtet sie nicht Wahlmänner waren , die
Wahlmänner in Gasthäusern versammelt , sie mit reichen
Mahlzeiten regalirt , und die Zeche bezahlt . Bei all '
diesen , wie ich sagen möchte , schmählichen Umtrieben , hat
man sich nicht gescheut , die 3l er auf alle mögliche Weise
zu verdächtigen , und sogar gesagt , daß , wenn sie auch
wieder gewählt werden sollten , sie nicht mehr in die
Kammer zugclassen werden würden , weil die Regierung
sie nicht mehr haben wolle . Diese 3ler wurden in drei
Klassen getheilt , und zwar die eine Klasse mit einem
Strich , die zweite mit zwei Strichen , und die dritte
mit drei Strichen bezeichnet . Die mit einem Strich be-
zeichneten durften ohne Gefahr noch gewählt werden ,
jene mit zwei Strichen zu wählen , war schon gefährlich ,allein die mit drei Strichen versehenen durften nicht
mehr gewählt werden , wenn sich nicht der Bezirk die
Ungnade der Regierung zuziehcn wollte . Ob ich mit
einem , mit zwei oder mit 3 Strichen bezeichnet war ,weiß ich nicht , allein ich sollte meinen , daß für einen
so einfachen Sandmann ein Strich genügt hätte . Desto
mehr muß ich mich aber wundern , daß man so viele
Mühe , Zeit und Geld verschwendet hat . Zch erlaube
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mir diesfalls eine Stelle aus einem mir dieser Tage
zugekommenen Schreiben zu verlesen . Sie lautet : „ hohe
und höhere Beamten setzten mündlich und schriftlich den
Wahlmännern zu , sind selbst in Chaisen vor ihre Häu¬
ser gefahren , und haben sie von da an mit auffallender
Herablassung behandelt , so daß es diese Herren viele
Mühe kosten wird , ihre frühere Achtung wieder zu ge¬
winnen , und ihre frühere Haltung wieder einzunehmen ,
denn es wurden auch Versprechungen gemacht , welche
die Willkür voraussetzen . "

Wenn nun die Bürger selbst erklären , daß die Be¬
amten Versprechungen gemacht haben , welche die Will¬
kür der Verwaltung voraussetzen , und wenn richtig ist,
daß jetzt noch diejenigen Wahlmänner , die bei den Wah¬
len ihrem Eid treu geblieben sind , von einigen Beamten
gehaßt und verfolgt werden , so wird Niemand im Ernste
behaupten wollen , daß solche Beamte noch Zutrauen
genießen können . Auch liegt es klar am Tag , daß ein
Beamter , wenn er das Zutrauen besitzt, zu solchen Mit¬
teln nicht greifen darf , denn wer zu solchen Mitteln

greisen muß , hat kein Vertrauen . ES wird denn ein
ganzes Menschenalter vergehen , bis die Kirche in mora¬
lischer Beziehung das wieder gut gemacht hat , was die
Regierung während dreier Monate in moralischer Be¬
ziehung verdorben hat . Ich kann und darf dies sagen,
weil ich aus dem Volke komme , und vielleicht mehr
als mancher andere mit ihm vertraut bin . Ich kann
sagen , daß das Zutrauen der Bürger zu der Regierung
im höchsten Grade erschüttert ist , und nur noch jenes
Zutrauen eristirt , das auf der Furcht vor Mißhandlung
beruht . Wie oft habe ich während jener drei Monate
meine ruhigen Mitbürger sagen hören , diesesmal hat die
Regierung wahrlich dem gesunden Menschenverstand
Hohn gesprochen, oder wie früher geäußert wurde , mit
der Hand in das Gesicht geschlagen ; diesmal scheint es,
will man mit unfern Mitbürgern eine Tragödie spielen.
Für unfern Fürsten und für das Vaterland sind wir
bereit , Gut und Blut zu opfern , aber der Spielball und
die Knechte unserer Minister werden wir niemals wer¬
den . Dies ist die Stimme der Bürger und des Volkes
Stimme , welche Gottes Stimme ist , und die keine Di¬
plomatie und am wenigsten die des Blittersdorff 'schrn
Ministeriums zu unterdrücken - vermag .

Bader : Ich habe während der Verhandlungen in
den drei letzten Monaten wenig Antheil an der Dis¬
kussionen über die Maßnahmen der Regierung genom¬
men , indem ich wiederholt erklärte , daß ich meine Be¬
merkungen hierüber auf die heutige Sitzung verschieben
wolle . Ich bin hiezu in einer der letzten Sitzungen
noch besonders durch einen Redner der Regierung ver¬
anlaßt worden , indem mir dieser entgegen hielt , er
wünsche daß , ich meine Urtheil verschiebe , bis ich die
Rechtfertigung der Regierung vernommen habe .

Da ich nun zu meinem Bedauern bis jetzt eine
solche Rechtfertigung nicht vernahm , so wird es mir er¬
laubt seyn, einige Bemerkungen über die Maßnahmen
der Negierung überhaupt vorzutragen , zuvörderst aber
einiges in Beziehung auf den Vortrag des Abg . Trefurt
äußern . Derselbe bedauerte , daß man nicht die Hand
zur Vermittelung geboten habe , allein ich muß ihn daran
errinnern , daß während der Verhandlungen über die
Urlaubsfrage wiederholt von mir und andern Vergleichsver¬

suche und Vergleichsanerbietungengemacht , immer aber auf
eine harte und abstoßende Weise zurückgewiesen wordrü
sind. Der Abg . Trefurt stellt die neuesten Maßnahme »
als eine Folge der Urlaubsfrage dar . Ich kann di^e
so weit zugeben , als die eine Maßnahme der Veran^
lassung der andern war , allein nach meiner Ansicht He
waren eben alle diese Maßnahmen nur Erscheinungen ^
und Geburten aus einer und derselben Quelle , nämlich
einer Richtung , welche die Regierung eingeschlagen hat,
und einer Befolgung von Grundsätzen , die ich niemals
billigen werde , und denen ich nicht nur bei der Ur¬
laubsfrage , sondern auch bei frühem Anlässen stets
entgegcngetreten bin . Der Abgeordnete Trefurt glaubt
aber auch das Benehmen der Regierung sey theilweise
durch das Benehmen der frühem Kammern gerechtfer-k
tigt , oder er sagt mit andern Worten schon die frühem

"
Kammern hätten niemals aufgehört Angriffe auf die
Regierung zu machen , und sie hierdurch zu Maßnah¬
men Lenöthigt , die nun erfolgt sehen . Gegen diese
Behauptung kann ich wohl kein sprechenderes und gül¬
tigeres Zeugniß liefern , als durch eine Stelle aus der
Rede bei dem Schluffe eines Landtags , der diesen un - i?
heilvollen Maßnahmen nicht lange voranging , nämlichf
aus der Schlußrede des Landtags von 1839 und 1840 ,
worin es heißt :

„der Großherzog hat mich gnädigst beauftragt , bei
dem Schlüße des gegenwärtigen Landtags den getreuen
Ständen : höchst Ihre Zufriedenheit und Ihr Wohlwollen
auszusprechen . Höchst Dieselben lassen dem Eifer und der
Gründlichkeit , womit sie die wichtigen und zahlreichen
Vorlagen der Regierung berathen haben , die gnädigste ,
Anerkennung zu Theil werden . Sie haben gerne wahr4
genommen , daß in den Verhandlungen beider Kam¬
mern , der Geist der Mäßigung vorherrschend war . DaS
Vertrauen zwischen der Regierung und den Ständen
hat sich abermals bewährt . Der Großherzog hat in
der Einstimmigkeit mit der sie das Gesetz über Appa -
nagen und Wittume Höchst Ihres Hauses angenommen
haben , einen neuen Beweis von Ihrer Anhänglichkeit
gefunden " u . s. w.

Ich glaube hiernach , daß man in dem Benehmen
dieser Kammer wahrlich keinen Grund und keine Ver¬
anlassung zu den Maßnahmen finden kann , die leider
so bald darauf gefolgt sind. Ich gehe nun zu meinen
Bemerkungen über die Sache selbst über . Als Mitglied
der Kommission werde ich über die Wahlreskripte nichts
sagen , da der Kommisstonsbericht , sie rücksichtlich ihrer
Stellung und Wirkung genügend geschildert hat . Nur
die einzige Bemerkung sey mir in Beziehung auf diese
Reskripte gestattet , daß dieselben dadurch , daß zugleich
auch die Versetzung mehrerer Staatsdiener , welche Mit¬
glied der früheren Kammer waren , eine besondere und
große Bedeutung erhalten . In dieser Verbindung er¬
scheinen nämlich jene Reskripte als Befehle an die Be¬
amten . Die Versetzungen waren nicht nur eine Bestrafung
der versetzten Diener , sondern sie waren auch eine
Drohung für alle übrigen Staatsdiener , denn es wurde
ihnen hierdurch in Aussicht gestellt , was sie zu erwar¬
ten haben , wenn sie sich nicht bereit finden die Plane
der Regierung blindlings zu befolgen . So hat man
die Sache im Volke überall genommen , so mußte man
sie nehmen , und so wurde daö Vertrauen der Beamten ,



welches die Bedingung ihrer Wirksamkeit ist , von der

Regierung selbst durch einen Streich vernichtet Ich will

damit keinen Tadel über alle Beamte aussprechen , son¬
dern ich spreche ihn gegen die Regierung aus . Gerne

gebe ich zu , daß viele und sehr viele Beamte durch
ihre Persönlichkeit sich der Wirkung dieser Maßnahme
,u entziehen gewußt haben .

Was nun die Versetzungen insbesondere betrifft , so
erscheinen sie mir , von welcher Seite ich sie auch be¬

trachten mag , als ungerechte und unheilvolle Maßre¬

geln . Nach seiner eigenen innern Ueberzeugung soll
der Abgeordnete bcrathen und stimmen . So schreibt es

die Verfassung ausdrücklich vor , und dieß zu thun

schwört jeder Abgeordnete bei dem Eintritt in diesen
Saal . ES gebietet dieß übrigens schon die gesunde
Vernunft , wenn auch darüber nichts ausdrückliches
verordnet wäre . Daraus folgt , daß der Abgeordnete
über seine Abstimmung nur seinem Gewissen , und nur
dem Richter der über uns Allen steht , Rechenschaft zu
geben schuldig ist , die Regierung aber kein Recht hat ,
den Abgeordneten wegen seinen Abstimmungen zur Ver¬

antwortung zu ziehen . Wenn sie dieß dessen ungeach¬
tet thut , wenn sie einzelne Abgeordnete , weil sie nicht

so stimmten wie die Minister es wünschten , verfolgt , so
übt sie ein Unrecht aus , und setzt diese Diener mit
Unrecht herab . Gerechtigkeit ist aber das erste Erfor¬
derniß einer g

'uten Regierung . Wo diese fehlt , fehlt
auch die Grundlage , worauf das Gute allein gedeihen
kann . Eine ungerechte Regierung hat die Meinung
aller gut gesinnten gegen sich , denn dem Himmel sey
es gedankt , es lebt noch ein Gefühl für die Heiligkeit
des Rechtes in der deutschen Brust .

Eine zweite nicht weniger unerfreuliche Seite haben
die Versetzungen in einer andern Beziehung . Sie be¬
einträchtigen das heiligste Recht der Gesammtheit ; sie
beeinträchtigen und vernichten die Freiheit der Bera¬
tung in diesem Saale , die Regierung gibt sich alle
mögliche Mühe , nur Beamte in diesen Saal zu brin¬

gen , und wenn sie nun fordert , daß diese blos nach
ihrem Willen stimmen , und ihren Ansichten huldigen
sollen , so ist natürlich alle Freiheit der Berathung ver¬
nichtet . Eine dritte Schattenseite und vielleicht noch
die schlimmste unter allen ist die , daß diese Maßregel
Demoralisation in ihren Folgen haben wird . Wenn
die Regierung von dem Abgeordneten verlangt , daß er
nur ihrer Ansicht huldigen solle , so verlangt sie von ihm ,
daß er Recht und Wahrheit verläugne . Pflicht und
Eid verletze , kurz alle Sittlichkeit ablege . Geradheit
und Offenheit sind angeerbte Nalionaleigenschaften auf
die der Deutsche mit Recht stolz ist . O ! Deutscher sey
kein Künstler in Geberden und Sitten sagt , Herder ,
um an jene Eigenschaften zu erinnern . Wenn man nun
von dem Deutschen fordert , daß er hier in diesem Saale
wo die aller wichtigsten Angelegenheiten des Lebens ,
wo die heiligsten Interessen des Landes berathen wer¬
den , anders redet als er denkt , so heißt dieß den Na -
tionalcharakter verfälschen und verderben . Das deutsche
Volk ist ein Recht liebendes und ein gesittetes Volk ,
und es wird also solche Zumuthungrn mit Entrüstung
zurückweisen , weil dergleichen Zumuthungen sein Rechts¬
und Sittengesühl aus Vas tiefste verletzen müssen . Mö¬
gen die deutschen Regierungen dieß nie vergessen , mö¬

gen sie nicht verkennen , daß deutsche Treue auf deutscher
Offenheit und Geradheit beruhen , und wenn diese letz¬
teren verschwinden , auch die erstere , nämlich die Treue
verloren geht .

Eine vierte Seite , die man bei dem fraglichen Ver¬
setzungen betrachten kann , ist folgende . Der Regierung
steht das Recht der Anstellung und Versetzung inner¬
halb der von dem Dieneredikt vorgezeichneten Schranken
zu , sie soll aber diese Rechte nur im Interesse des Dien¬
stes üben . Es sind diese Rechte ihr anvertraute Mittel
um das Staatswohl zu befördern , Mittel die sie als
ein Heiligthum bewahren und gewissenhaft verwenden
soll . Wenn sie nun aber dieses Anstellungsrecht als ein
Mittel braucht , nur Abg . die nicht in ihrem Sinne stimmen ,
nicht immer ihrer Ansicht huldigen , zu verfolgen , so macht sie
davon einen höchst beklagenswertsten Mißbrauch . Eine
weitere Maßnahme der Regierung , die ich eben so ta¬
delnswertst , als unweise finde , besteht in der Art und
Weise , wie sie die Presse bei den Vorgängen in der
letzten Zeit gehandhabt hat . Es war nicht nur gegen
alles Recht , sondern auch ungroßmüthig und einer loya¬
len Regierung unwürdig , fort und fort die aufgelöste
Kammer mit Beschuldigungen und Vorwürfen aller Art
zu überschütten , und keinerlei Rechtfertigung dagegen zn-
zulafsen . Ich werde kein Wort zur Vertheidigung der
aufgelösten , oder einer frühem Kammer sagen , sondern
mir nur eine einzige Bemerkung erlauben . Man ist es
schon gewohnt , daß eine gewisse Partei , die den kon¬
stitutionellen Verfassungen überhaupt feind ist , jeden ,
auch aus dem reinsten Pflichtgefühl hervorgehenden ,
Schritt zur Erhaltung und Ausbildung der Verfassung
als ein revolutionäres Treiben , als einen Angriff auf
die Rechte der Krone , und als eine Feindseligkeit gegen
den Fürsten darstellt . Diese verläumderische und entstel¬
lende Sprache soll aber nicht die Sprache der Organe
der Regierung seyn ; überhaupt wäre die Regierung in
einem großen Jrrthum , wenn sie glaubte , durch die Art
und Weise , wie sie die Presse handhabt , für sich eine
günstige Stimmung hervor zu bringen . Es wäre wahr¬
haftig eine Beleidigung des gesunden Sinnes des Volkes ,
wenn man ihm zumuthen wollte , einer solchen einseiti¬
gen und verletzenden Polemik unbedingt Glauben und
Vertrauen zu schenken . Das Volk weiß wohl , daß Wahr¬
heit nur aus einer freien , offenen Besprechung hervor¬
gehen kann , und daß Dinge , über welche man zu sprechen
verbietet , das Licht zu scheuen haben . Nebenbei hat aber
auch Männer , die nur einigermaßen unterrichtet sind ,
die Geltendmachung dieser Polemik mit großer Besorg -
niß erfüllt , denn die Richtung dieser Polemik war keine
andere als die , die Stände und die ihnen nach der
Verfassung zustehenden Rechte in solche von Fcudalstän -
den umzuwandeln , mit andern Worten unsere Reprä -
sentativversassung in eine Feudalverfassung umzuwandeln ,
oder mit noch andern Worten die Repräsentativverfassung
zu vernichten .

Dem ruhigen Beurtheiler war unerklärbar , wie man
zu allen diesen verkehrten Maßregeln kommen konnte ;
man hätte glauben sollen , daß , wenn auch nicht die
Schranken der Gesetzlichkeit , so doch die Schranken der
Pflicht , die Regierung davon hätten abhalten sollen .
Hat man denn ganz vergessen , daß die allgemeine und
einzig richtige Führerin der Politik , die Gerechtigkeit
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und die Humanität ist, deren Verletzung bald selbst aus
das Empfindlichste sich straft ? War man so verblendet ,
daß man glauben konnte , es sey von dem SchreckenS-

system , zu dem man gegriffen , irgend ein günstiger und
bleibender Erfolg zu erwarten ?

Ich schließe mit dem Wunsche , daß die Quelle , aus
welcher in der letzten Zeit so viel Unheil für das Land

hervorgegangen ist , ganz versiegen und der Friede wie¬
derkehren möge.

Böhme : Ich beginne mit dem Ausdruck des Be¬
dauerns , daß unsere heutige Diskussion gleich anfänglich
auf frühere Vorgänge sich ausdehnte , welche das Land
mit Betrübniß erfüllt haben . Ich bedauere dieses, weil
dadurch bei einem Theile unserer Versammlung bittere
Gefühle erregt wurden , welche auch dadurch sich äuffer-
ten , daß ohne Scheu den Ministern Absichten unterlegt
wurden , die auf nichts Geringeres , als auf eine Ver¬
letzung der Verfassung gerichtet seyn sollen. Ich frage
Sie , wodurch ein Grund zu einer solchen Verdächtigung
gegeben wurde , ich frage Sie , ob es gerecht ist , solche
Vorwürfe gegen Männer zu schleudern , die durch ein

langjähriges , dem Lande zum Wohl gereichendes Dienst¬
leben es bewiesen haben , daß die Verfassung ihnen hei¬
lig ist , und daß das Wohl des Volkes ihnen am Her¬
zen liegt ? Solche Ausfälle , Verdächtigungen und

Uebertreibungen , wie wir sie von einem srühern Redner

gehört haben , bedürfen keiner Widerlegung ; sie wider¬

legen sich von selbst , und ich finde mich ebensowenig
veranlaßt auf die Wahlspezialitäten zu antworten , welche
ein anderer Redner vorgetragen hat , da vielleicht einer
meiner Freunde sich in der Lage befindet , der Kammer

auch ein Gemälde der Wahlumtriebe zu enthüllen , welche
von anderer Seite vorgenommen wurden . Dagegen be¬

klage auch ich die Versetzung einzelner Beamten , welche
der Abg . Bader zur Sprache gebracht hat . Ich beklage
diese Maßregel , weil ich die Männer hochachte , die cs
betroffen hat , und weil ich dieselben gerne noch länger
in ihrer frühem Wirksamkeit gesehen hätte , ich beklage
sie aber auck wegen des ungünstigen Eindrucks , welcher
dadurch überall im Lande hervorgerufen wurde , und

wegen ihres Einflusses auf die Wahlen , den ich einen

nachtheiligen , den Andere vielleicht einen heilvollen
nennen . Ich glaube aber , daß wir diese Maßregeln
nicht nach unser » Gefühlen beurtheilen dürfen , sondern
daß Grundsätze des Rechts unser Urtheil leiten müssen.
Von diesem Standpunkte betrachtet , befinden sich Die¬

jenigen im Jrrthum , welche in jenen Versesetzungen eine

Degradation , eine Rechtsverletzung der Betheiligten er¬
blicken . Sie irren sich , weil der einzelne Rath höherer
Kollegien nicht der Vorgesetzte der untergeordneten Stel¬
len und der dabei funktionirenden Beamten ist , indem
bei uns nur die Stellen selbst in einem Subordinations¬
verhältnisse stehen , und öfters der Vorstand einer Be -

zirksstelle in einem höhern Rangverhältnisse sich befindet,
als die Räthe der Vorgesetzten Kollegien . Auch ist es

- bei uns konstante Uebung und selbst durch positive Ge¬

setze ausgesprochen , daß Räthe der Ministerien oder
anderer Kollegien , unbeschadet ihres Rangs und ihrer
Besoldung , auf Bezirksstellen versetzt werden können, und
es sind solche Versetzungen schon öfters vorgekommen,
ohne daß darin eine Herabwürdigung der Betheiligten
gefunden wurde .

Auf der andern Seite ist eS eine unbestreitbare
Wahrheit , daß einer Regierung , besonders wenn six
durch eine Repräsentativverfaffung gebunden ist, in dry
Versetzungsrecht ihrer Beamten keine allzu engen Schra¬
ken gesetzt werden dürfen , damit ihr nicht in ihre»
eigenen Beamten ein Widerstand erwächst , wodurch ihn
Kraft gelähmt wird . Da nun keine Rechtsverletzung
cingetreten ist, da mithin kein Grund zu einer Beschwerde
vorliegt , so sollten die vorgekommenen Versetzungen auch
nicht fort und fort dazu benutzt werden , um stets neue
Vorwürfe , zum Theil in der verletzendsten Form , gegen
die Minister zu häufen , da in diesem Verfahren gewiß
nicht das Mittel liegt , die Annäherung des Zeitpunktes
zu beschleunigen , welcher jene Männer wieder in ange¬
nehmere Dienst - und Lebensverbältnisse zurückführen wird .

Ich glaube daher, daß man die Versetzungögeschichte
endlich auf sich beruhen lassen sollte , und wende mich
zu dem Gegenstand unserer heutigen Verhandlung . Ich
werde die Frage , worauf der Kommissionsantrag beruht ,
einer nähern Erörterung unterwerfen , ob nämlich das
Einwirken der Regierung auf die Wahlen , ob die Re¬
skripte der Minister verfassungswidrig sind , und ob sie
eine unerlaubte Beschränkung der verfassungsmäßigen l
Wahlfreiheit enthalten ? Ich verneine dieses , obwohl ,
ich mit andern Rednern das Verfahren der Regierung
nicht für zweckmäßig erachten kann , was auch der Erfolg
beurkundet hat . Ich beurtheile jedoch blos die Recht -
mäßigkeit der Regierungshaudlungen , da die Unzweck¬
mäßigkeit des Verfahrens im vorliegenden Fall nicht
wohl zu einer Beschwerde berechtigen kann , wenn dessen
Rechtmäßigkeit nicht zu beanstanden ist . Zu allen Zeiten
und überall , wo nach der Skaatsverfassung die Rechte
des Volkes einer größer » Belebung sich erfreuten , hat l
es zwei Parteien gegeben , wovon die eine mehr oder
minder dem Panier der Volkssouveränität huldigend , in
schnelleren Veränderungen , soweit es nur immer die
Verhältnisse zulassen, ihre Theorien der Verwirklichung
zuführt , während die andere Parthie die bestehenden
Zustände , die historischen Rechte zu erhalten trachtet ,
und darin mit den Bestrebungen der Regierung sich
vereinigt . Der Kamps beider Theile erneuert sich bei
jeder Ausübung eines politischen Rechts , und er wird
um so heftiger , wenn Ereignisse eintreten , wodurch die
politischen Ansichten der Einzelnen zur Klarheit erwachen,
wodurch die Parthien fester vereinigt werden .

Bei uns in Baden mahnten seil längerer Zeit ,
vorzugsweise wieder die Streitigkeiten des letzten Land¬
tags , zu einer nähern Prüfung unserer Verfassung und
der durch sie gewährten Rechte . Nach subjektiven Ge¬
sinnungen erklärte der Eine sich für die Kammer , oder
für die, wiewohl schwache , Majorität derselben , der An¬
dere für die Grundsätze der Regierung , und die Kammer¬
auslösung war das Signal , welches die Reihen bildete .

Ein Wahlkampf mit Aufbietung aller Parteikräfte
stund bevor , man konnte dessen gewiß seyn , ohne die
ersten öffentlichen Schritte des Gegners abzuwarten ,
und die Regierung würde unklug gehandelt haben ,
wenn sie ihren Einfluß nicht ebenfalls aufgeboten hätte ,
um die ihr oder ihren Grundsätzen zugethane Partei deS
Volks zu unterstützen .

Die Gegenpartei , die nur selbst in der Kammer die
Opposition sich nennt , sucht zwar der Regierung , und
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wahrscheinlich noch lieber allen Staatsdienern , das Recht

der Einwirkung auf die Wahlen zu bestreiten , indem sie

dieselbe bald über die Parteien stellt , bald inkonstitutio -

nell dem Volke entgegensetzt , und daraus folgert , daß die

Regierung , welche in der Kammer ihre Kontrolle finden

toll, nicht selbst die Vertretung sich schaffen könne . Meine

Herren ! dieses Räsonnement , welches auch der Bericht

der Kommission sich angeeignet hat , wäre nur dann

zulässig , wenn ganz freie Wahlen gedenkbar wären ,

welche keinem Parteieinfluß unterlägen . Allein solche

Wahlen sind eine Unmöglichkeit . Jede Wahl ist ein

Kampf , die Wähler bilden die Truppen , und Derjenige

ist Sieger , welcher die Mehrzahl für seine Fahne zu

gewinnen weiß . Die Vorstände der Regierung und dre

übrigen Staatsdiener , wenn sie auf die Wahlen influiren ,

tragen nur dazu bei , daß auch diejenigen Gesinnungen ,

zu welchen sie sich bekennen , eine Repräsentation erhal¬

ten , unbeschadet der Kontrolle der Staatsverwaltung ,
die auch von ihren Kandidaten geübt wird .

Wollte die Regierung jede Einwirkung unterlassen ,
und selbst ihren Beamten gegen Recht und Verfassung

eine Theilnahmlosigkeit bei den Wahlen zumutheu , so

würde sie dadurch der konservativen Partei des Landes

mit Unrecht eine kräftige Stütze entziehen , und der Oppo¬

sition eine Vergünstigung verleihen , die in solchen
Ländern gerade am nachtheiligsten wäre , wo die Oppo¬
sition selbst zur Majorität in der Kammer gelangt , nicht die

Macht , die Träger der Reqieruugsgewalt zu entfernen ,
und die Regierungsgrundsätze zu ändern . In solchen
Ländern wird eine Oppositionsmajorität den wohltäti¬

gen Einfluß verlieren , den sie als Minorität übt ; die

Faktoren der Gesetzgebung werden sich entfremdet , und es

ist zum Nachtheil des Volks ein Fortschritt unmöglich .
Was von der einen Seite gegeben werden kann , genügt
nicht , was man will , kann nicht gereicht werden , und
alle wesentlichen Verbesserungen werden unterbleiben ,
bis die Repräsentation und die Regierung in ihren po¬
litischen Ansichten sich wieder genähert haben .

Man konnte zwar sagen , und der Kommissionsbericht
sagt cs auch wirklich , es sey für die Regierung kein

Grund vorhanden gewesen , irgend eine Partie zu ergrei¬
fen , denn bei unwandelbarer Anerkennung des monar¬

chischen Prinzips seyeu die Rechte der Krone stets für
unantastbar gehalten und auch nirgends angetastet worden .

Allein , meine Herren , sie müssen doch zugeben , daß
die Vorgänge beim letzten Landtage auch !<ius anderem

Gesichtspunkte betrachtet werden können , und daß meh¬
reren Mitgliedern dieser Kammer nach den Wünschen
und Ansichten , die hier laut werden , die Verfassung
nicht genügt , wie sie gegeben ist . Ich brauche beispiels¬
weise nur daran zu erinnern , daß schon öfters in diesem
Saale das Recht gänzlicher Sieuerverweigerung in An¬
spruch genommen wurde , ein Recht , meine Herren , wel¬
ches unsere Verfassung in ihrem Fundamente erschüttern ,
die Stände über die Regierung erheben würde und das
monarchische Prinzip , welches doch nach dem eigenen
Anerkenntniß der Kommission das vorherrschende ist , zu
Grabe trägt . Sie werden mir zugeben müssen , daß mit
solchen Ansichten und mit solchen Interpretationen unserer
Verfassung die Regierung nicht einverstanden seyn kann .
Daß sie solchen Lehren , um deren Verbreitung zu hin¬
dern , entgegenarbeiten muß , und daß sie folgeweise auch

bei den Wahlen , wobei ja mehr oder minder auch um
Prinzipien gekämpft wird , sich nicht passiv verhalte »
darf .

Eine Regierung , welche durch Passivität ihrer StaatS -
diencr den Gegnern ihrer Grundsätze , den Gegnern der
Grundsätze , zu deren Vertheidigung sie berufen ist , bei dem
Wahlkampf den Sieg erleichterte , wäre mehr als un¬
schuldig zu nennen ; sie würde ihre Pflicht verkennen ,
welche sie auffordert , jeder Gefahr , die sie in größerer
oder geringerer Entfernung erblickt , mit allem ihrem
Einfluß entgegenzuwirken .

Ueberall , meine Herren , wo man solch' passives Ver¬
halten versuchte , ist man , durch die Nothwendigkeit be¬
lehrt , nach kurzer Zeit zu andern Ansichten zurückgekom¬
men . - In England , Frankreich und selbst in de »
Republiken der Schweiz geschieht ganz gewöhnlich , waS
hier als unstatthaft angefochten wird , und eö wäre auf¬
fallend , daß Männer , die sonst politische Verhältnisse
nach größern Anschauungsbildern , nach dem Muster von
Frankreich oder England beurtheilen , hier auf einmal
in dem Einwirken der Regierung und ihrer Staatsbe¬
amten auf die Wahlen etwas so Abnormes finden wol¬
le » , wenn der vorliegende Angriff nicht selbst wieder
als Parteiwerk angesehen werden müßte . Das Einwirken
der Regierung auf die Wahlen ist nicht verfassungs¬
widrig , nicht den Bestimmungen und dem Geiste unserer
Verfassung widerstrebend , wie der Hr . Antragsteller glaubt ,
sondern durch die Nothwendigkeit geboten , durch die
Verfassung nicht ausgeschlossen . Die Kommission hat
dieses anerkannt , dadurch , daß sie diese Behauptung auS
ihrem Antrag entsernte , sie hat aber damit sich selbst
die kräftigste Waffe ihres Angriffs entwunden , denn ,
meine Herren , was für den Einen eine Befugniß ist ,
kann nicht -» gleich eine unerlaubte Beeinträchtigung der
Rechte Anderer seyn , und der Satz der Kommission , daß
sie in den Reskripten der Minister eine Beeinträchtigung
der verfassungsmäßigen Wahlfreiheit erkenne , ist deshalb
unrichtig , weil er eines rechtlichen Fundaments entbehrt .

Er wäre nur dann begründet , wenn die Anwendung
unerlaubter Mittel von der Regierung empfohlen , oder
für zulässig erklärt worden wäre . Der Kommissionsbe -
richt fühlt dieses selbst und da nun einmal das Verfah¬
ren der Regierung verdammenswerth seyn muß , so
unterstellt er als eine ausgemachte , gar keines Beweises
bedürfende , Wahrheit , daß die Minister von den Staats¬
dienern , als solchen , verlangt hätten , „ mit den Mitteln
und Kräften des öffentlichen Dienstes auf die Wahlen
zu influiren, " und weil denn doch die Zirkularen daS

gerade Gegentheil besagen , so Hilst sich derKommissions -
bericht auf eine fast sonderbare naive Weise mit der
Phrase , „Alles , was die Reskripte hinsichtlich der zu
schützenden Wahlfreiheit enthalten u . s. w . lS . 249 ) — >

ist schlechthin nicht zu beachten und dient nur zur Ver¬
hüllung der wahren Absichten der Reskripte , eine ab¬
hängige Kammer zu erhalten . Die Minister sind wahr¬
lich einem strengen Richter in der Kommission anheim -

gesallen . Es hilft ihnen nichts , daß sie ausdrücklich
erklären , die Regierung wolle nur einwirken , so weit es
verfassungsmäßig zulässig ist, daß sie die Staatsdiencr nur
auffordern , von ihren staatsbürgerlichen Rechten Gebrauch
zu machen , um die Wahlen tüchtiger Abgeordneter , treuer

Anhänger an Fürst und Verfassung zu befördern , daß
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sie nur den Planen einer der Regierung feindseligen
Partei entgegentreten wollen , daß sie nur Belehrung der
Wähler verlangen u . s. w .

Sie müssen etwas anderes gesagt haben , als in den
Zirkularen zu lesen ist , denn sonst wäre es ja eben so
wenig eine Beeinträchtigung der verfassungsmäßigen
Wahlfreiheit , als es eine verfassungswidrige Handlung
ist , was die Minister gethan haben , und doch soll ein
Tadel gegen sie ausgesprochen werden !

Ohnedies , meine Herren , fragen Sie sich selbst , wie
eine unerlaubte Beschränkung der Wahlfreiheit nach
unfern Einrichtungen und vollends bei unserm Wahl¬
system nur möglich wäre , ohne Bestechung , welche stets
auf beiden Seiten verwerfliche Gesinnungen voraussetzt ,
wie sie möglich wäre bei einem Bolke , wie das Unsnge ,
dessen Mündigkeit in diesem Saale stets die eifrigsten
Vcrtheidiger findet , und dessen Biederkeit nirgends be¬
anstandet werden kann .

Obwohl die Regierung ganz füglich ihre Aufforde¬
rung an das Lolk hatte erlassen können , indem sie nichts
weiter verlangt , als was die Pflicht jedes Staatsbür¬

gers ist , so finde ich es doch natürlich , daß sie sich vor¬

zugsweise an die Staatsdiener gewendet hat , nicht nur ,
weil sie niit ihnen in einer nähern Verbindung steht ,
sondern weil sie gerade bei ihnen diejenigen Gesinnun¬
gen voraussetzen mußte , deren Verbreitung sie wünscht .
Sie l at sich in dieser Voraussetzung auch nicht getäuscht ,
denn die große Mehrzahl der SraatSdiener , gegen welche
einige wenige Ausnahmen , die mehr zu den Gesinnun¬

gen der Opposilinn sich Hinneigen , nicht in Betracht
kommen , hat sich , wie früher , so auch diesmal bemüht
oder durch ihre Abstimmung dazu beigetragen , daß die

Wahlen in konservativem Sinne aussalleu mögen . Es
erklärt sich dieses Benehmen der Staatsdiener so einfach
aus dem Beruf und aus der Stellung dieser Männer ,
welche ihnen konservative Gesinnungen einflößen , daß
man wahrlich vor den gewöhnlichsten Erscheinungen des
Lebens die Augen verschließen muß , wenn mau darin
nur eine Einschüchterung , nur eine Folge der Reskripte
erblicken will . Es sind dies Nachklänge der Ausstreu¬
ungen , die bereits bei den Wahlen stattgefuuden haben ,
die aber ganz unbegründet sind , da die Slaalsdiener

durch die Pragmatik so gesichert sind , daß wegen einer

etwaigen Versetzung auf eine minder angenehme Stelle ,
die allein ihm drohen kann , ein Mann von selbstständi¬
gem Karakter , den man doch den meisten StaatSdienern

zulrauen muß , sich ausser seiner Dienstsphäre einer Zu -

muihung beugen würde , die seiner Ueberzeugung wider¬
strebt . Es hat also auch keine unerlaubte Beeinträch¬
tigung der Wahlfreiheir startgesunden und eben so wenig
sind die Folgen begründet , die der Hr . Antragsteller und
mit ihm die Kommission aus den Reskripten ableiten
wollen .

Eben so unbegründet sind die Folgen , die der Herr
Antragsteller und die Kommission aus den Reskripten
ableiten wollen ; die Slaalsdiener sollen dadurch aus
ihrer würdigen Stellung herauSgerissen und in die Stel¬
lung einer den Bürgern entgegengesetzten Partei ge¬
bracht , und es soll dadurch das Vertrauen der Bürger
zu ihren Beamten erschüttert worden seyn .

Meine Herren ! dies wäre nur möglich , wenn alle
Bürger des Landes auf der Seite der Opposition sich

befänden und im Bürgerstande die Anhänger der Re¬
gierung , kurz alle Leute verschwunden wären , die
der Regierung Verfassungstreue und Sorgfalt für das
Wohl des Volkes zutrauen . So ist es aber nicht , hg .
dern cs sind bei uns zwei Parteien vorhanden , üdy
deren verhaltnißmäßige Stärke man sich täuscht , wen»
man dieselbe nach dem Ergebniß der letzten Wahlen
beurtheilt und Jeder , er sey Staatsdiener oder nicht ,
der um die Wahlen sich bekümmert , wird politische
Gegner finden , die aber , wenn sie sonst den Mann
achten , doch wahrlich wegen seiner politischen Gesinnung
das Vertrauen auf seine Redlichkeit nicht aufgeben wer¬
den . Es würde mir einen geringen Begriff von der
politischen Mündigkeit meiner Mitbürger , besonders der
gebildeter Klaffe einflößen , die allein in der Regel die
Wahlen betreibt , wenn ich annehmen müßte , daß sie
sich nicht auf den Standpunkt emporschwingen könnten ,
den AuSgang einer Wahl als eine vollendete Thatsache
zu betrachten , die man annehmen muß , auch wenn sie
nicht erwünscht ist , wenn ich denken müßte , daß Bürger ,
weil sie einmal bei einem Wahlkampfe sich in verschiede¬
nen Feldlagern sich befanden , deswegen fortdauernd sich
feindlich gegenüberstehen konnten . Gibt es solche klein¬
liche Geister , je nun , so kann man sie nicht beachten ,
sondern muß es der Zeit überlassen , oll sie klüger wer¬
den . Bei der großen Masse der Bürger , die als Ur¬
wähler ihre Stimmen abgegeben und sodann um die Sache
sich nicht weiter bekümmert haben , kann ohnedies von
einer feindseligen Stellung gegen Andere in politischer
Beziehung keine Rede seyn und wenn hie und da Einzelne
in einem dauernden Zustande von Aufregung , von fana¬
tischer Gereiztheit sich befinden , so muß man erwarten ,
daß auch diese Leute in ihrer politischen Erziehung sort -
schreiten werden . Sind dagegen einzelne Slaalsdiener
bei den Wahlen über ihre staatsbürgerlichen Befugnisse
hiuausgegangen , haben sie sich Mißgriffe erlaubt , so
mögen und sollen sie dafür zur Verantwortung ge¬
zogen werden . Ihre Fehler können aber nicht der Re¬
gierung , nicht den Reskripten zur Last gelegt werden .

Wenn die Unterstellungen ihrer Kommission richtig
wären , so müßte man allen StaatSdienern geradezu jeder
Theilnahme am politischen Staatsleben untersagen , denn
wohin sie sich auch wenden , immer wird es Leute geben ,
die in politivis nicht mit ihnen harmoniren , ohne daß
jedoch dadurch ein Verhältniß entstünde , welches die
Wirksamkeit der Slaalsdiener in ihrem Dienste beein¬
trächtigt .

Wie also die Grundlage des beantragten Beschlusses
„Verfassungswidrigkeit der Reskripte oder Beeinträchti¬
gung der verfassungsmäßigen Wahlfreiheit " in der Wirk¬
lichkeit fehlt , so fanden sich auch die Folgen , welche in
dem Beschlüsse ausgedrückt sind , glücklicher Weise
nur in der Jde ihrer Kommission und ich kann aus
diesen Gründen dem Antrag meine Zustimmung nicht
ertheilen , der ohnedies nur dadurch eine besonderere
Wichtigkeit bekommt , daß die Kammer den in der Ver¬

fassung für Vorstellungen und Beschwerden vorgcschriebe -
nen Weg verläßt und immerhin eine Art von Richter¬
amt über Regierungshandlungen auszuüben scheint . Ab¬

gesehen von diesen Fragen , die in unser Verfassungs¬
wesen eingreisen , könnte man sich eher geneigt finden ,
den Antrag der Kommission als eine etwas schwächliche
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Erscheinung aufzunehmen ; denn was ist es auch ,

was durch diesen Antrag erzielt wird , wenn eine

Majorität für denselben sich ergibt ? Es werden

eben 30 und etliche Mitglieder dieses Hauses ihre sub¬

jektive Ansicht dahin aussprechen , daß sie das Verfahren

yet Regierung nicht billigen , daß sie mit demselben nicht

einverstanden sind . Es scheint mir fast , daß es dazu

keiner neuen Abstimmung bedürfe ; wie aber auch die

Abstimmung ausfallen mag , immer werden es nur An¬

sichten seyn , welche dadurch manifestirt weichen , Ansichten ,

denen wieder andere Ansichten entgegenstehen , und für

deren Richtigkeit die Anzahl der Votanten keine Bürg¬

schaft darbietet , da in allen wissenschaftlichen Fragen

nicht die Stimmenzahl entscheidet , sondern nur die

Wahrheit , wie sie mit der Zeit aus den Verirrungen

des Kampfes emporsteigt , sich einen dauernden Sieg

erringt .
Einen solchen Kampf hat die Regierung eröffnet und

damit keineswegs zur Unterdrückung der Wahlfreiheit ,

sondern vielmehr zur Belehrung der Wähler in ver¬

schiedener Richtung beigetragen . Sie hat in ihrem

Rechte gehandelt und bei dessen Ausübung keiner unge¬

setzlichen Mittel sich bedient . Sie ist , alle Heimlichkeit

verschmähend , ihren Gegnern offen entgegengetreten , und

wenn es auch diesen gelungen ist , ihrem Freimuth eine

falsche Deutung zu geben und letztere nach ihren Ab¬

sichten bei manchen Wahlen auszubeuten , so bleibt
dennoch die Handlungsweise der Regierung in den Augen
der Unbefangenen eine ehrenhafte .

Uusere Mitbürger sind intelligent genug , um die

Gesammtwirksamkeit unserer Regierung in ' s Auge zu
fassen , und , wenn auch einzelne Maaßregeln derselben
hie und da verkannt oder mißbilligt wurden , nimmer¬

mehr wird das Vertrauen zu ihr bleibend erschüttert
werden .

Ich stimme gegen den Kommifsionsantrag .
Sander : Da der Abg . Böhme besonders gegen

den Berichterstatter gesprochen hat , so wird es mir er¬
laubt seyn , einiges zu erwidern . Ja , M . H ., das badische
Volk intelligent , denn es hat wohl gesehen , wohin man
es mit den Reskripten führen wollte , und seine Wahlen
waren die Antwort . Der Abg . Böhme sagt freilich ,
die Kommission und der Antragsteller hätten die Be¬

amten von aller Theilnahme an den Wahlen ausschließen
wollen . Allein davon sagt die Motion und der Bericht
nichts ; wir klagen ja gerade darüber , daß man die

Theilnahme der Beamten an den Wahlen , nämlich die

freie Theilnahme derselben durch die Reskripte beschränkte
und den Beamten ihre Wahlfreiheit genommen hat .
Der Abg . Böhme hat freilich mit seiner Meinung Recht ,
wenn , wie er sagt , die Wahlen nichts Anderes sind ,
als Kämpfe verschiedener Parteien , der Partei des Volks
und der Partei der Regierung , daß die Wahlen nichts
Anderes sind , oder deren Ausgang nichts Anderes seyn
soll , als die Entscheidung dessen , daß die Regierung die

Oberhand gewinne , und das scheint seine Ansicht zu
sevn , wenn er sagt , es sey höchst schädlich für den
Staat , wenn die Opposition die Mehrheit erhalte , denn
alsdann würden viele Wünsche hier laut werden , denen
die Regierung nicht beistimmen könne , und manches
Zerwürfniß werde dann entstehen . Wenn es sich aber
von den Wahlen des Volks handelt , so spricht man

nicht von der Opposition , sondern von den Ansichten ,
bre im Volke sind , so wie davon , daß das Volk frei
und ungehindert die Wahl seiner Abgeordneten auS -

sprcchen soll. Wenn freilich der Abg . Böhme sagt ,
die Mehrheit solle nicht in die Hände der Opposition
fallen , so muß sie nothwendig nach seiner Ansicht in
die Hände der Regierung fallen ; dann kommen Zer¬
würfnisse freilich nicht vor , es wird aber auch dem Volke
das Recht genommen , seine Wünsche , Rechte und Frei¬
heiten in diesem Saale geltend zu machen . Die Regie¬
rung soll sich nicht in die Wahlen einmischen , sie soll
über den Parteien stehen , besonders aber nicht die öffent¬
liche Gewalt zu Wahlbeherrschung mißbrauchen , wie eS

geschehen ist. Daß dies geschehen ist , haben wir be¬

wiesen da , wo wir ausdrücklich vom Ministerium des
Innern sprachen . ES ist vorher schon eine Aufforderung
an die Beamten ergangen , auf die Wahlen einzuwirken ,
und im Reskripte ist dann noch besonders gesagt , dieser
im Dienstweg ergangenen Aufforderung an die Beamten

sollen sich die andern anschließen . Der Abg . Böhme
wird selbst wohl wissen , daß an ihn , als Beamten , die

Weisung erging , für die Regierung zu wirken , und
wenn dies der Fall war , wie es sich auch unwider -

sprechlich bei den Wahlen kundgethan bat , daß die Be¬
amten mit der Kraft des öffentlichen Dienstes einwirkten ,
so hatten wir gewiß recht , wenn wir sagten , diese
Reskripte fordern die Beamten auf , mit der öffentlichen
Dienstgewalt auf die Wahlen des Volks einzuwirken .

Böhme : Der Abg . Sander hat vermöge der Kunst ,
die ihm eigen ist , meine Worte so verdreht , daß ich
fast nichts mehr von demjenigen finde , was ich gesagt
habe . Er hak Gegner bekämpft , die gar nicht eristiren ,
und wenn er mich sagen läßt , ich unterscheide zwischen
einer Volks - und Regierungspartei , so ist er abermals
im Jrrthum . Ich habe andere Parteien und andere

Charaktere bezeichnet , und daraus , daß die eine Partei
sich mit den guten Bestrebungen der Regierung vereinigt ,
folgt nicht , daß sie eine abhängige ist , zw welcher sie
der Herr Abgeordnete stempeln will . Ich fordere für die
Staatsdiener das Recht , aus die Wahlen zu wirken ,
jedoch nur so, wie es den übrigen Bürgern auch zusteht ,
und blos das ist hier geschehen . Die Vorwürfe , die der

Abg . Sander hieraus abstrahirt , sind ungegründet , und

ich habe nun nur noch eine Behauptung zu widersprechen ,
welche der Herr Abgeordnete vorbrachte , der Behauptung
nämlich , daß ausser den offiziell erlassenen Reskripten
auch noch andere Verfügungen an die Beamten ergan¬
gen seyen . Diese Behauptung , die eine weitere Ver¬

dächtigung herbeiführt , ist ungegründet , denn ich wenig¬
stens habe nichts weiter erhalten , als was in den Zei¬

tungen zu lesen war . -
Sander verwahrt sich gegen den Vorwurf , daß er

ein Wortverdreher sey ; doch sey er daran gewöhnt ,
wisse aber , daß diese Art ihn zu widerlegen sehr bequem
zwar , aber nicht überzeugend sey.

Böhme : Die Kammer möge richten .
Zittel : Es ist keine freudige Pflicht , in dieser Sache

zu sprechen , auch bewegt mich kein Parteiintereffe , eS

zu thun ; wer aber kann aus den Zustand des Landes

Hinblicken , ohne sich hier darüber auszusprechcn ? Man

ist bei Verteidigung der Ministerialreskripte davon aus¬

gegangen , daß sich die Regierung in einem gewissen



Nothstand , gegenüber einer ihr feindlichen Partei , befun¬

den habe , und daß , wenn sie nicht einwirken würde ,

sie den Sieg jedesmal der Gegenpartei in die Hände

geben würde .
Die Erfahrung hat das Gegentheil bewiesen , hätte

sie nicht eingewirkt , so wäre das Resultat wahrschein¬

lich ein anderes gewesen . Ich beschränke mich auf die

Frage , wovon die Mittel , welche die Regierung ge¬

braucht hat , um auf die Wahlen zu wirken , gerecht ,
und zwar die Mittel , so weit sie durch die Reskripte
veranlaßt wurden ? War es Recht , die Diener der

Kirche in das Getreide der Partheien hineinzuziehen ,
denn als Diener der Kirche sind sie hineingczogen wor¬

den , und nicht als Staatsbürger , indem sonst diese

Reskripte an alle Staatsbürger hätten gerichtet werden

müssen ? Warum sind diese Männer hier auf einmal

Staatsdiener geworden , da sie es doch sonst nicht sind ?

Sie haben allerdings auch als Diener der Kirche einen

Antheil an diesen politischen Kämpfen , dieser Antheil

ist aber der , daß sie den Geist der Humanität , des

Rechts in alle Partheien hinein zu bringen suchen , daß

sie dadurch einen solchen Kampf zu einem wahrhaft

rechtlichen machen und soviel an ihnen liegt , die Lei¬

denschaften zu dämpfen suchen . Dies kommt ihnen als

Diener der Kirche zu . Treten sie selbst in diesen Par¬

teikampf , dann thun sie es für sich als Bür¬

ger des Staats , allein hineingeftoßen können und

dürfen sie nicht werden , weil sie dadurch aus ih¬

rer rechten Stellung zum Volke herauskommen und

weil sie hier im Süme einer Partei wirken sollen .

Ich frage ferner , ob es recht war , wie jene Reskripte

vollzogen worden sind ? War cs recht , den gefürchteten
Fanallsmus , dieses Gespenst der Vergangenheit , hervor -

zurufcn , um gegen die Wahl eines Geistlichen in einem

Bezirk zu wirken ? War es recht , den geheiligten Namen

des Fürsten in einem andern Bezirke in diese Sache

hineinzuziehen ? Wenn ein Mann in einem Bezirke das

Vertrauen desselben besitzt , wenn er nach seinem Karak -

1er mackellos dasteht , so frage ich , ob es recht ist, daß

man die Wahl desselben dadurch zu hindern sucht , daß

man sagt , der Fürst will ihn nicht ? Recht ist es ,
wenn die Männer der Regierung die Rechte der Krone

fest vertheidigen , allein in dieser Krone sind Liebe

und Treue des Volkes die schönsten und kostbarsten

Perlen , und mit diesen darf nie gespielt werden ,
Das Volk hat sich hiebei bieder und treu benommen ,
wie es immer ist . Es wählte nach seinem Sinne , treu

seiner Ueberzeugung , die es gehabt und bewährt hat .

Es zeigte in einem sehr liebevollen Entgegenkommen
dem Fürsten , daß in allen diesen Kämpfen und Stür¬

men seine Treue und seine Liebe zu seiner Person und

seiner Familie nicht im Mindesten erschüttert worden

sey . Beklagenswerth ist es allerdings , daß auch dieses
wieder auf eine irrige Weise gedeutet wurde , indem man

daraus ableiten wollte , daß die ganze Aufregung unter

dem Volke blos die Sache einer Partei sey .
Was für ein Volk , muß ich fragen , wäre denn

dieses , das von einigen hundert Männern so am Gän¬

gelband blindlings geführt werden könnte ? Was für
eine Regierung müßte es seyn , so muß ich weiter fra¬

gen , die ihr ganzes Gewicht , das Gewicht ihrer Ver¬

waltung und das moralische Gewicht , das ihr beiwohnt ,

in eine Wagschale legte und doch unterliegen sollte
gegenüber von der Einwirkung einiger weniger Männer »
Wie kommt es , daß man dasjenige immer und immer
mißkennt , was doch so einfach und klar ist ? Bei 4 ^
Regierungsantritt unseres Fürsten wurde die Verfass ^ ,
eine Wahrheit , und ich bediene mich dieses Ausdruck »
wie er damals so oft und vielfach gebraucht wurdet
Es ist dies auch insofern unzweifelhaft , als sie
von jener Zeit an in das Leben des Volkes
wirklich erst eingetreten ist . Die Verfassung ist dem
Volk lieb geworden , wäre es auch nur darum , weil es
darin eine Garantie findet , daß cS seine Wünsche , Hoff¬
nungen , Besorgnisse und Bedürfnisse durch frei gewählte
Vertreter dem Throne des Fürsten nahe bringen kann .
Dieses Volk fühlt aber auch , daß diese ganze Verfassung
allen Werth verloren haben würde , wenn nicht eine
volle und unverkümmerte Wahlfreiheit , die Grundlage
derselben wäre . Man mag nun sagen , was man will ,
so hat das Volk diese seine Wahlfreiheit gefährdet ge¬
funden , von jenen Urlaubsverweigerungen an , durch
alle dir Schritte , die gemacht wurden , die Kammer¬

auflösungen , die Versetzungen , die Reskripte und die
Schritte der Beamten . In allem diesem hat das Voll

wenigstens seinen Grund , zu fürchten , daß es in seiner
Wahlfreiheit gestört sey. Diese Wahlfreiheit ist ihm
unendlich theuer , und daher kommt die unglückselige
Stimmung und Spannung , wie sie jetzt leider ein¬
mal vorhanden ist , und wie sie fortbesteht , weil auch
nichts von allem Demjenigen zurückgenommen wird , was
die Minister gethan haben , weil mehr und mehr dieselbe

Richtung inne gehalten wird , und uns noch kein Wort

gesagt worden ist , woraus wir die Hoffnung schöpfe »

könnten , daß diese Richtung sich je ändern werde . Ist
es aber nicht ein unglückseliger Zustand , wenn sich eine

solche Scheidewand zwischen die Regierung und das

Volk , besonders in dieser Kammer , gedrängt hat ? Was
kann unter solchen Umständen geschehen ? Die Regie¬
rung sicht mit Mißtrauen auf eine Kammer , von der

sie glaubt , daß die Mehrheit derselben herein gebracht
worden sey durch eine ihr feindselige Partei , und daß

diese Kammer die ihr feindselig gesinnte Partei reprä -

senlirt , während andererseits eben diese Kammer in die¬

ser Stellung zu der Regierung , und besonders im Hin¬
blick darauf , daß die Mehrheit der Mitglieder gegen
das offenbare Ankämpfen der Regierung gewählt worden

ist , selbst wieder nur mit Mißtrauen dort hinsieht . Die

Regierung sicht , wie nicht zu läugnen ist , mit Miß¬

trauen auf jeden Schritt und jede Bewegung unter

dem Volke , und wiederum das Volk mit Mißtrauen

auf die Schritte der Regierung . Wir können leider

diesen Zustand nicht ändern , allein aussprechcn müssen
wir denselben , damit ihn diejenigen erfahren , die ihn

ändern können . Das ist eben der Zweck der heutigen

Verhandlung , und ich fühle mich durch mein Gewissen

dazu gedrängt , den Kommissionsantrag zu unterstützen .

Vogelmann : Ich habe keinen Theil an der heu¬

tigen Diskussion nehmen wollen ; allein einige Redner

vor mir fordern mich dazu auf . Sie haben nämlich

von den bedauerlichen moralischen Zuständen des badi¬

schen Volkes gesprochen , welche aus der großen Aufre¬

gung während der Wahlverhandlungen hervorgegangen

seyen ; sie haben behauptet , daß das Verfahren der
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Minister , daß die Ministerialrezkripte daran Schuld
tragen . Dieser Behauptung werde ich mit wenigen
Worten einige andere Bemerkungen entgegenstellen .

Auch ich hätte gewünscht , die Ministerialreskripte
wären nicht erlassen worden ; denn sie sind nach allen
Richtungen hin ausgebeutet worden , und eine darnach
folgende Aufregung ist unverkennbar . Wenn man aber
überhaupt von der Aufregung und von ihren traurigen
Folgen sprechen will , so ist es nothwendig , daß man
alle Quellen derselben aufsucht . Durch diese nähere
Prüfung selbst kann ein Theil dieser trüben Quellen
verstopft , kann ein Theil der Aufregung niedergeschlagen
werden . Und nun , meine Herren ! will ich Ihnen
sagen , wodurch Aufregung in unserm Lande hervorgeru¬
fen wurde : Es ist ausser andern Mitteln geschehen durch
aufreizende Schriften und durch Verbreitung
unwahrer Nachrichten und Gerüchte .

Es ist mir zu Gesichte gekommen : eine Flug¬
schrift , betitelt : „Die Elsäßer an die badischen Land¬
stände " , eine weitere mit dem Titel : „ Die Hochburg im
Frühjahr 1842 " . Beide haben den Zweck , die Gemü -
ther im höchsten Grade aufzuregen . Ich habe die Nr .
19 des „ Rheinboten " gelesen , darin sind förmliche Dro¬
hungen und Aufforderungen zum Widerstand ausgespro¬
chen . Endlich ist eine Flugschrift in meine Hände
gekommen mit dem Motto : „Freiheit , Gleichheit , Huma¬
nität " . Diese Schrift enthält die revolutionäre Konsti¬
tution des Nationalkonventes von 1793 mit Erläute¬
rungen ; sie schildert die Fürsten als Tyrannen und
entwickelt wahrhaft jakobinische Grundsätze .

Meine Herren ! wer diese Schriften verfaßt und ver¬
breitet hat , das weiß ich nicht . Klar ist es , daß die
Minister ( denen wegen ihrer Reskripte die ganze Auf¬
regung zur Last gelegt werden will ) hieran keinen Theil
haben . Thatsache ist es , daß diese Schriften verbreitet
wurden ; Thatsache ist es ferner , daß sie sehr große
Aufregung verursacht haben .

Eine weitere Quelle der Aufregung finden Sie in
der Verbreitung unwahrer Nachrichten und Gerüchte .
Hören Sie nur einige Beispiele . Man hat ausgestreut ,es sey die Auslösung der frühem Kammer nur dadurch
herbeigeführt worden , weil ihre Budgetkommisston die
Verheimlichung von 500,000 st . Staatsrevenüen entdeckt
habe , und ungeachtet der Bemühungen des Finanzmini -
sters , diese Entdeckung zu unterdrücken , dennoch diese
Sache vor die Kammer bringen wollte . Man hat ferner
das Gerücht verbreitet : es werde die Ausscheidung der
Domänen bezweckt, um die Zivilliste auf zwei Millionen
zu erhöhen ; es seyen dann neue Steuern — Kopf¬
steuern — nöthig , und diese müßten ausgeschrieben
werden u . s. w . Man hat endlich bei einer gewissen
Gelegenheit selbst das Apanagengesetz mißdeutet und
verdreht , man hat Deduktionen daraus gezogen , die
wehe thun mußten , die auch mich tief geschmerzt haben .

Wer diese schändlichen Gerüchte ausgestreut hat , das
weiß ich nicht . Klar ist es , daß die Minister keinen
Theil daran haben ; Thatsache ist eS , daß sie verbreitet
wurden ; Thatsache ist eS ferner , daß sie große Aufre¬
gung verursacht haben , weil sie das materielle Interesse
berührten .

Meine Herren ! Sie wissen aus den Budgetverhand¬
lungen , daß all '

diese Gerüchte unwahr sind . Ich er¬

warte und hoffe , daß kein Mitglied dieses HauseS Theil
daran hat . Ich habe vielmehr die Ueberzeugung , daß die
ganze Kammer solche Schändlichkeiten , wie Verbreitung
unwahrer Nachrichten und Schriften aufrührerischen In¬
halts , wodurch eine so große Aufregung in unserem
Lande hervorgerusen wurde , verabscheuen muß . Sprechen
wir uns hierüber offen aus und diese trüben Quellen
der Aufregung werden bald verstopft seyn .

Mördes . Meine Herren ! Als der Abg . v . Ztz-
stein seine Motion in dieses Haus brachte , unterstützte
ich dieselbe , weil ich in ihrer Begründung Wahrheiten ,in ihrem Schlußantrage das Echo der öffentlichen Stimme
des Landes vernommen . Zwar bestreitet man heute diese
Uebereinstimmung , wirft alle Verantwortung der be¬
stehenden Zwietracht auf die planmäßige Haltung der
Kammern seit 1833 , und warnt uns vor dem Abgrunde ,dem die Majorität auf dem bisherigen Wege entgegen
gehe . Der Zufall will es , daß ich gleichzeitig mit dem
Abg . Trefurt in die Kammer berufen wurde , und da ich,so wenig als er , theilnahmlos die Vorgänge unseres
parlamentarischen Lebens an mir vorübergehen ließ ; so
möge es mir vergönnt seyn , seinem Rückblick auf die
Vergangenheit meine Beobachtungen gegenüber zu stellen .
Unbezweifelt richtig ist es , daß die neue politische Aera
für - Baden nicht erst mit den Maßregeln beginne , deren
Beurtheilung die heutige Sitzung gewidmet ist ; nein ,meine Herren , ihr Anfang datirt sich von dem Heim¬
gange jenes großen Staatsmannes , der in Ihrer Aller
Andenken so ruhmwürdig fortlebt , dessen rüstige Kräfteein aufreibender Kampf für das Glück seines Fürsten ,wie für die gesetzmäßige Freiheit seines Vaterlandes lei¬
der allzufrüh verzehrte . In das Gefühl der schmerzlichenTrauer , mit dem wir Winters Bahre umstanden , mischte
sich schon damals eine trübe Ahnung dessen, was die
Folgezeit gebracht hat . Ein neues Element im RathedeS Fürsten , dessen politische Richtung stets wenig Sym¬
pathie für die Repräsentativverfassung an Tag gelegthatte , machte in - und außerhalb dieser Mauern immer
sichtlicher als das überwiegende für das veränderte Systemder Regierung sich geltend . Ein Mann , dessen unbestrittene
geistige Fähigkeiten , dessen Willenskraft dem Vaierlande
hätte Segen bringen können , hielt sich, wie es scheint ,leider nur zu der Aufgabe berufen , welche ihm ein Kor¬
respondenzartikel aus Hannover vom März d. Z . zuge¬dacht hat : „ er solle den Geist , der seit zehn Zähren im
badischen Volke sich entwickelt , den Winter in der lega¬len Bahn mit staatskluger Hand geleitet , energischzügeln , in engere Schranken zurückweisen und wo thun -
lich für alle Zeiten ersticken. " An diesem Geiste aber ,der im . Geburtslande jener Zeitungsnachricht wohl als
anarchisch geschmäht werden mochte , der jedoch im gan¬zen übrigen Deutschland eine gerechtere Würdigung ge¬funden , dessen Pflege der verstorbene Winter als ein un¬
vergängliches Vermächtniß seinen Mitbürgern hinterließ ,an eben diesem Geiste sollten sich die kühnen Plane des
neuen Ministers , sammt dem unseligen Nachahmungs¬triebe seiner Kollegen brechen . Bei dem festgewurzeltenVertrauen der Kammer in die Regierung bedurfte eS
indeß wiederholter anhaltender Stürme , um diese Bande
zu lockern . Eine lange , schwere Probe hatte unser
Patriotismus , unsere Friedensliebe zu bestehen . Selbstbei der mehr und mehr hervortretenden Tendenz der
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Reaktion wurden die Vorlagen der Regierung mit arg¬
losem Sinn ausgenommen , vorurtheilöfrei geprüft , und ,
wenn auch zuweilen durch einen belebten Meinungs¬
kampf , dennoch zum Ziele geführt . Vor Allem hatte die

Regierung eine Stütze in der Loyalität dieser Versamm¬
lung , welche niemals vergeblich angerufen , bei den zar¬
testen Fragen , deren eine Ihnen bereits durch ein an¬
deres Mitglied heute in ' s Gedächtniß gerufen wurde ,
mit einer Hingebung antwortete , welche nicht selten an
die äußerste Gränze unserer Pflichten streifte . Eine über¬

wiegende Majorität der Kammer verbürgte den Ministern
fast regelmäßig die Annahme ihrer Vorschläge . Aber eben

diese Erfolge weckten in desselben eine Zuversicht , die sich
am Aeuß ersten versuchen zu können wähnte . Nicht
zufrieden , daß es ihnen gelungen , was ohne offenbare
Verletzung der Volksrechte kaum ein anderer konstitutio¬
neller Staat zu erreichen vermochte , sannen die Minister
auch auf Mittel , der ihnen mißliebigen Deputirten nach
und nach sich zu entledigen . Die Verweigerung des Ur¬
laubs für einige Staatsdiener gab die Losung zu einer

gefahrvollen Wahlbeherrschung , deren hohe Bedeutung
jedoch der Kammer nicht entging , und ihre Einstimmig¬
keit in der Protestation gegen ein solches Attentat hatte
jedem besonnenen Politiker die Klippe gezeigt , an wel¬

cher die Ausdehnung der Ministergewalt scheitern mußte .

Hat auch gleichwohl die Macht drängender persönlicher
Verhältnisse der Vollstimmigkeit unserer späteren Be¬

schlüsse über diesen Gegenstand Eintrag gethan , für die

Mehrzahl dieses Hauses war der Wendepunkt in ihrem
politischen Verhalten für so lange eingetreten , als nicht

durch eine Rückkehr zu dem früheren Systeme das Wohl
des Landes geborgen wird . Statt aber nach dieser

Richtung einzulenken , steuerten die Minister mit vollen

Segeln dem Sturme entgegen , sie fanden hoch sich auf -

thürmende Wogen , wo sie einen sichern Hafen erwarte¬

ten . Der Freiheitssinn des badischen Volkes gewährte
ihnen einen Ankergrund nur auf wenigen Punkten des

Landes , und selbst dieser lockere Boden drobt je , länger
desto mehr zu weichen , was man auch zu seiner Befesti¬

gung äußerlich aufbieten mag !
Diesen beklagenswertsten Zustand mit klarem Blicke

überschauend , erhob der Abg . v . Jtzstein seine Stimme , da¬
mit wir uns um das heilige Palladium der Verfassung
schaarten und den Angriffen auf dieselbe eine kräftige
Abwehr entgegen setzten . Die Kommission , meine Herren ,
welche Sie mit dem Vorschläge hiezu beauftragten ,
konnte nicht umhin , die schweren Besorgnisse des Pro¬
ponenten zu theilen . Sie fühlte mit demselben die Un¬

veräußerlichkeit der Pflicht , auf eine solche Demonstra¬
tion der Staatsgewalt zu antworten , offen und wahr ,
wie es die Thatsachen vor den Augen des Vaterlandes
leider allzusehr bewähren . Mit dieser Ueberzeugung
verbanden wir jedoch den ungehcuchelteu Wunsch , den
gestörten Frieden wieder herzustellen , die weite Kluft zu

schließen , die sich , wie zu keiner andern Zeit , zwischen
den Berathcrn der Krone und dem gesammten Volke

drohend geöffnet hat . Den Antrag , den wir Ihnen zur

Beistimmung empfehlen , bethätigt diese versöhnende Ab¬

sicht auf unzweideutige Weise . Dennoch verlangt man von

uns , noch weiter zu gehen durch eine stumme Ver -

läugnung unseres Gefühls , unserer rechtlichen Ueber¬

zeugung . Aber diese Aufforderung verhallt unter dem

Rufe der Pflichten , die wir gegen unsere Mandan¬
ten übernommen . Der mühevolle Kampf , aus dem sie
ihre freien Wahlen gerettet , macht es uns zum drei¬
fachen Gebote , deren verfassungsmäßige Rechte zu schir- '
men , über die guten Sitten des Landes zu wachen ,
denen man bei den Wahlumtrieben so schnöden Hohn
gesprochen , und die Reinheit dieser Versammlung zu
bewahren , welche die Absicht d^r Regierung durch wil¬
lenlose Werkzeuge eines blinden Gehorsams zu bevölkern
trachtet . Den Inbegriff aller dieser unverletzlichen Pflich¬
ten eines treuen VolkSorganes fasse ich in die Worte ^

zusammen : „ Friede dem Lande , unbeschadet der Ehre
unseres Berufs und darum Unterstützung des Anträge
der Kommission . "

Welcker : Indem ich heute das Wort nehme , berge
ich Ihnen nicht , daß meine Brust von tiefen Gefühlen
bewegt ist . Aber es sind nicht Gefühle der Rache . Nein ,
der Drang , Böses mit Bösem zu vergelten , ist die ge¬
ringste meiner Schwächen . Es ist das Gefühl der tiefsten
Verletzung unserer verfassungsmäßigen Rechte , der öffent¬
lichen Moral , und die tiefe Ueberzeugung , daß die
heiligste Pflicht den Abgeordneten in diesem Saale be¬
stimmen muß , jedes wirksame Mittel zu ergreifen , um
dem Uebel einen Damm zu setzen und kein Opfer zu
scheuen , das uns zum Ziele führt . — Um das rechte
Mittel zu finden , müssen wir sowohl die Größe als den
Umfang des Uebels zu überschauen suchen . Es liegt
uns eine Erscheinung vor , die mit einer Reihe von
andern großen Erscheinungen zusammenhängt . Ich be¬
schränke mich darauf , die Hauptpunkte nur zu nennen .
Es ist der unglückselig hervorgerufene Urlaubsstreit , jene
Nichtunterschrift des Manifests , jene Verfolgung würdi¬
ger Staatsdiener , die ihrer Ueberzeugung treu blieben ,
und endlich jene demoralistrende und konstitutionelle
Freiheit des Volks verletzende Wahlbeherrschung , und
dazu noch ein weiteres Uebel , das sich gewissermaßen
täglich erneuert . Denn haben Sie auf alle unsere . An¬
gaben , auf alle glaubwürdigen Anzeigen von so unbe¬
greiflichen Schritten der Beamten , von denen wir selbst
nicht annehmen mochten , daß sie die Herrn Minister
durch ihre Wahlreskripte beabsichtigt hatten , ein Wort
der Mißbilligung gehört , oder vernommen , daß eine
Untersuchung eingeleitet worden sey ? Nein . Man billigt
und vertheidigt Alles und scheint auf dem betretenen
Wege fortfahren zu wollen . Ob nun gleich diese sämmt -
lichen Maaßregeln in einem unzertrennlichen Einklang
stehen , so zwar , daß ich den Kommissionsantrag gar
nicht anders begreife und demselben als Kommissions¬
mitglied in keiner andern Richtung zustimmte , als daß
er sich wenigstens mittelbar auf alle jene Erscheinungen
bezieht , die eine Frucht dieses unglückseligen Systems

sind , — so sind doch der Gegenstand der heutigen Be¬

trachtung vorzugsweise die Wahlreskripte und die dadurch
herbeigeführte Wahlbeherrschung . Die übrigen Punkte
find zu einer andern Zeit bereits besprochen worden und
ich glaube deshalb auch nicht weiter darauf eingehen zu
sollen . Wenn ich auf diese Wahlreskripte hinsehe , so
darf man nur die einzelnen Hauptpunkte , wie sie schon
der Kommissionsbericht herausgehoben hat , den wunder¬
baren Theoremen des Abg . Böhme , die ich noch in
keinem Staatörecht gelesen habe , gegenüberstellen ; mau
darf nur das Thatsächliche herausheben , womit dann
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bereits jene allzu künstliche Theorie widerlegt ist . Lesen
Sie diese Reskripte , die hier vor mir liegen und Sie
werden finden , daß sie gerade dasjenige verletzen , waö
unser Ministerium und besonders der Hr . Finanzminister
rückfichtlich der Wahlkämpfe von 1831 hier in diesem
Saale feierlich als einen nothwendigen und unbestreit¬

baren Grundsatz ausgestellt hat , indem er sagte , jede
Einmischung der Amtsgewalt in die Wahlen sey ein
Mißbrauch derselben . Und nun fordert man von Be¬
amten als solchen , daß sie jene Einunddreißig auszu¬
schließen suchen sollen , und diese Beamten wirken dem¬
gemäß , indem sie amtliche Vorladungen erlassen , amtliche
Mittel brauchen und alles untergeordnete Personal in
Anspruch nehmen . Gleichwohl will man bestreiten , daß
hier auf amtlichem Wege eingeschritten worden sey. —
Ein anderer Punkt ist eben so Aar , indem damals jener
Minister eben so entschieden erklärte , doppelt verwerflich
sey jede Einwirkung auf die Wahlen mit unmoralischen
Mitteln , nämlich solchen , die das öffentliche Licht zu
scheuen hätten . Daß dies aber geschehen , ist offenkundig
in allen Theilen des Landes , und die Herren Minister
würden sich wundern , wenn sie Untersuchung pflegen woll¬
ten über dasjenige , was unrechtlich in diesen Wahlge¬
schichten geschehen ist . Ich besitze Materialien für solche
Untersuchungen , Anzeigen von achtbaren Männern , woraus
sich ergibt , daß wirklich durch die Agenten der Beamten
und die Beamten selbst Drohungen mit Verlegung von
Amtssitzen , Forststellen und Postämtern , sodann Verspre¬
chungen von höhern und niedern Staatsämtern , kurz von
Gunst und Ungunst , und was alles noch in dem Bereich
der Regierungsgewalt liegt , gemacht worden sind . Wenn
nun aber dieses die Agenten der Beamten gethan haben ,und wenn die Regierung wissen konnte und mußte , daß
es im Namen der Beamten geschah , so frage ich, ob dies
etwas anderes ist , als ein Vergehen , welches man unter¬
suchen und bestrafen lassen sollte ; ob es nicht eine Be¬
stechung zur Verletzung des Eides ist ? Ist nicht sogarein höchster Name hinein gemischt worden , und mußdies nicht als eine Beleidigung der Majestät und als ein
Mißbrauch der anvrrtrauten Heiligthümer der Staats¬
gewalt erscheinen ? Alles , was nur für öffentliche Wohl¬
fahrt und gesetzlich rechtliche Zwecke der Regierung in
die Hände gelegt ist , wurde dazu gebraucht , um die
Privatansichten und die einmal getroffenen Unrechten
Maßregeln der Minister durchzusetzen und zu befestigen .

Za , es sind noch Mißbräuche anderer Art hier bereits
namhaft gemacht worden , ich habe auch solche glaubwür¬
dige Anzeigen von Verletzungen des Postgeheimnisses . Ich
spreche hier nicht nach bloßem Gerede ; ich bringe nichts
zur Sprache und habe nie etwas zur Sprache gebracht ,
als wenn ich die festeste Ueberzeugung hatte , daß im Fall
einer Untersuchung es sich bewahrheiten werde . Als Pri¬
vatmann kann ich freilich keine Untersuchung führen ;
aber ich kann die Regierung hiezu auffordern . Ich habe
von glaubwürdigen Personen die Nachricht , und hindurch
sie aufgefordcrt , es zur Sprache zu dringen , daß von
Beamten , weil sie glaubten , es handle sich um Wahl¬
geschichten , Packete erbrochen wurden , daß ferner Beamte
den Befehl an den Postboten gaben , alle Briefe an
Wahlmänner ihnen zu überliefern , und dann die einzel¬
nen Wahlmänner vorsorderten und von ihnen verlang¬
ten , die Briefe zu öffnen und vorzulesen . Das ist aber

noch nicht das Traurigste , was in dieser Hinsicht gesche¬
hen ist ; das Traurigste ist immer der Mißbrauch des
höchsten und heiligsten Gutes im Staate , nämlich der
Mißbrauch des Rechtes und der Justiz , wie denn bereitsein Mitglied bemerkt hat , daß sogar Aenderungen von
administrativ - richterlichen Urtheilssprüchen in die Wag¬schale gelegt worden seyen . Es ist endlich ein Unglück , dasmit den unseligen Maaßregeln überhaupt zusammenhängt ,und darinbesteht , daß eineReihevon polizeilichen,Kriminal -und Diknstuntersuchungen sich an die Wahlbeherrschungenknüpften , und zwar auf eine solche Weise , daß der einfache ,leidenschaftslose Mann gar nicht anders denken konnte , alsdaß diese Untersuchungen vorgenommen wurden , um dieLiberalen in ihrer Thätigkeit zu schrecken und abzuhalten .Es sind schon bei den Wahlprüsungen und andern Gele¬

genheiten einzelne dieser Erscheinungen erwähnt worden ,und ich will nichts davon wiederholen . Das aber be¬merke ich, daß ich von der Wahrheit dieser Verhältnissedurchdrungen bin , und daß die Macht der Zensur , welchevier achtbare Männer verhinderte , öffentlich in der Zei¬tung dem Vorwurf der Verlänmdung zn widersprechen ,mich in meinem Glauben ebenso wenig erschüttert hat ,als die Mitwirkung eines Vorstandes einer Regierung ,der auf schweizerischem Boden einen großen Kongreß mitallen Beamten seines Bezirks , mit vertrauten Wahlmän¬nern und Geistlichen hielt , um den allgemeinen Wahl¬beherrschungsplan in der ganzen Provinz zu organiflren .Es haben aber , was noch schlimmer ist, diese Untersu¬chungen einen solchen Karakter erhalten , daß ein Abge¬ordneter , dem es ernst ist , seine Mitbürger gegen Pascha -Willkür und gegen die ärgsten Verletzungen zu schützen,insbesondere seine Pflicht hier üben muß . Ich willnicht in das Einzelne eingehen , sondern nur aus dreiAktenstücken das Wesentlichste mittheilen , woraus sichdie Kammer überzeugen wird , welchen Karakter dieseUntersuchungen annahmen . Ein Geistlicher , geachtetvon seinen Pfarrkindern , seinen Kollegen und der gan¬zen Nachbarschaft , hatte sich den Verdacht zugezogen , daßer den liberalen Abgeordneten seines Bezirks dem vondem Beamten gewünschten illiberalen Kandidaten vor¬ziehe . Zwei vornehme Personen kompromittirten dieUnschuld dieses Mannes , und eine nicht blos wöchent¬liche , sondern monatlange Untersuchung wurde gegendenselben verhängt . Ein Vergehen wußte man abernicht heraus zu finden . Ich selbst wurde verhört , undmit mir noch zehn bis zwölf Pfarrer von 20 Stundenin der Runde , eben wegen des Benehmens des genann¬ten Pfarrers in Beziehung auf Wahlangelegenheiten .Dies ist also jetzt ein Verbrechen , wegen dessen eine solange Untersuchung geführt werden kann ! Weil manindessen gegen diesen Ehrenmann gar nichts auffindenkonnte , so ist er selbst bei der ganzen Untersuchung nichtverhört worden , während die Gäste , die bei Gelegenheitseines Namenöfestes Monate lang vorher im vertrauli¬chen Kreise mit ihm ein Glas Wein getrunken , so wienoch andere Leute , sämmtlich einzeln verhört wurden ,über dasjenige , was in diesem vertraulichen Kreise ge¬sprochen worden sey. Leben wir denn in einem Staat ,wo eine solche Inquisition gegen die Bürger in An¬
wendung gebracht wird , und ist dies ein gerechter Ge¬
brauch der Administrativjustiz und der Polizeigewalt ? In .einem andern Amt ist dasselbe bei einer ähnlichen Unter -
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suchung geschehen , indem man auch hier hinter einen

Liberalen kommen wollte .
Ferner ist eine amtliche Zitation in meinen Händen ,

welche sagt , der Wahlmann N . N . hat mit einem Eides -

belehrungszeugniß vor Amt zu erscheinen , ich sage mit einem

Eidesbelehrungszeugniß , denn blos in Kriminalsachen

dürfen solche Eide abgenommen werden . Es hat sich aber

hier wie anderwärts nichts ergeben . Die früher erwähn¬
ten zwei Kriminaluntersuchungen und die ganze Reihe , die

ich noch nennen könnte , sind bodenlos ; denn nicht eine

Spur von Vergehen hat sich gezeigt . Ein ehrenwerther

Wahlmann bringt in einer Gesellschaft einem liberalen

Geistlichen ein Hoch ; er wird von seinem Bürgermeister

beohrfeigt . Die Gesellschaft findet dies unangemessen ,
entfernt den Beleidiger und der Mann wird vor Amt

geladen wegen angeblicher Injurien gegen den Bürger¬

meister , der ihn beleidigt hat ; er wird dafür noch ein¬

gesperrt und sitzt 5 Tage , bis sich seine völlige Unschuld

ergab . Nun wissen aber doch die Mitglieder der Kam¬

mer , daß angesessene Bürger nimmermehr wegen bloßer

Jnjurienklagen verhaftet werden können . Zn dieser Be¬

ziehung besitze ich noch eine ziemliche Munition von Be¬

legen , und könnte noch Vieles Vorbringen . Alles , was

heilig ist , wurde zum Werkzeug politischer Leidenschaft
und zur Durchführung eines nicht guten politischen

Systems mißbraucht . Betrachten Sie nun unfern gegen¬

wärtigen Zustand . Glauben Sie , daß das System ge¬

brochen ist , dann reichen Sie mit dem Abg . Trefurt die

Hand des Friedens . Sind wir frei von solchen Er¬

scheinungen , sind sie mißbilligt und bestraft von den

Ministern und als etwas unserm Lande nicht zur Ehre

Gereichendes ansgewiesen , dann — Friede . Werden

aber die Heiligthümer unserer Verfassung , die Garantien

der persönlichen Freiheit , werden die Moral und das

Familienleben auf diese Weise verletzt , dann ergreifen
Sie alle Mittel , die Ihnen zu Gebot stehen , um einem

so verderblichen System zu begegnen . Setzen unsere

Minister dieses System fort , so können ihnen die nun
bald schon verbrauchten Mittel nicht mehr genügen ; sie
werden weiter gehen , und aus diesen Ungebührlichkeiten ,
die ich gerne als vereinzelte Erscheinungen betrachten
möchte , wird sich ein ganzes System von Paschaismus ,
Spionerie , Denunziation und Mißbrauch der Amtsge¬
walt ergeben . So wahr ich ein ehrlicher Mann bin ,
habe ich die Ueberzeugung , daß dieses System nicht

fortgesetzt werden kann , ohne vollends ganz auf den Weg
des Verbrechens zu kommen .

Darum halte ich es für meine Pflicht , Alles zu thun ,
daß dieses System gebrochen werde , und eine vollkom¬
mene Erklärung des Mangels an Vertrauen würde da¬

durch begründet seyn . Die Kommission hat aus Gründen ,
die in unfern deutschen beschränkten politischen Verhält¬
nissen liegen , sich zu der äuffersten Milde und dem ge¬
mäßigtsten Antrag entschlossen , dem ich auch meine

Zustimmung geben will . Ich kann es aber nicht ver¬

hehlen , daß wenn ich einmal davon spreche , ich meine

Ueberzeugung an den Tag legen muß , die dahin geht ,

daß diese ganze Erklärung der Kammer , wenn sie von

der Mehrheit beschlossen wird , nichts anderes ist , als

eine Berufung an die öffentliche Meinung des Volks ,
und eine Aufklärung des hohen Hauptes , das nicht in

unsere Verhandlungen gezogen werden kann , über die

Landesverhältnisse . Es ist auch meine individuelle Er¬

klärung leider nichts weiter als dieses , und wird auch
nicht weiter gelten . Ich schließe mich aber denjenigen
Rednern an , welche gesagt haben , daß sie es für un¬
möglich halten , daß der Friede unseres Landes herge¬
stellt werde , so lange ein einflußreicher Mann an der
Spitze der Geschäfte steht , dessen Namen ich hier nicht
uennen will .

Gott sch all : Der Abg . Bader hat bereits so
schön des deutschen Karakters erwähnt , und ich stimme
darin mit ihm ganz überein . Es läßt sich über das
Viele , was in unserer neuesten Zeit sich ereignete , man¬
cherlei sagen , allein ich will nicht auf die Einzelnheiten
eingehen . Mit Wehmuth bekenne ich übrigens vor
Allem , daß ich mich in der Sitzung vom 1 . Juli ge¬
waltig irrte , als ich glaubte , die Minister würden heute
erscheinen , und die fatale Geschichte zum Wohl und
Heil des Landes mit uns abmachen . Aber nicht nur
ich habe mich hierin geirrt , sondern auch der Abg .
Juughanns , der doch hie und da in seinen Ansichten
von mir abweicht . Er hat damals gesagt , die Minister
werden kommen und vor den Angriffen nicht zurück¬
beben . Ich frage aber , ob das treue badische Volk eine
solche Behandlung an dem Tage verdient , wo cs brü¬
derlich dem Feind die Hand reichen wollte zum Wohl
des gemeinschaftlichen Vaterlandes . Uebrigens wollen
wir nicht selbst über unsere Sache richten , sondern dies
dem Tribunal der öffentlichen Meinung überlassen . Da¬
bei kann ich aber auch nicht umhin , mich dem Bürger
anzuschließen , der zuerst gesprochen hat . Ich will den
Frieden , aber einen ehrenvollen Frieden , einen Frieden ,
den das Volk von den Männern seines Vertrauens er¬
wartet . Zch will nicht wie das geschlagene kriechende
Thier seufzen , sondern wünsche , daß auch der Feind ent¬

gegenkomme und brüderlich die Hand reiche , und ihm
zurufen : deckt nur den Schleier über die Vergangenheit ,
handelt nur treu gegen das Vaterland und den Fürsten ,
aber am treuesten gegen die Verfassung . Nur die Hoff¬
nung auf eine schönere Zukunft kann mich beleben ; allein
ich fürchte , daß die Minister , die uns heute abermals
ausweichen , ihr unglückseliges System nicht verlassen ,
sondern dabei beharren wollen . Uebrigens tröste ich
mich mit der Ueberzeugung, ' daß das Volk in sei¬
ner moralischen Kraft weiß , was es von allgemeinen
Verdächtigungen zu halten hat . Solche allgemeine Ver¬

dächtigungen sind leicht hinausgeschleudert ; allein ich
frage , ob Männer , wie unser Alterspräsident , Jtzstein ,
Sander und die vielen Andern solche Anfeindungen ver¬
dienen , die ihnen widerfahren sind , und fort und fort
widerfahren .

In der Ausführung des Abg . Böhme habe ich

theilweise die Vertheidigung seiner eigenen Person ge¬
funden ; er in seiner Stellung hat auch mitgewirkt ,
allein es war nicht seine Schuld , sondern es war ihm
befohlen . Er hätte sich gegen das Prinzip , das ja am
ärgsten aus die Diener des Staats drückt , kräftig aus¬
sprechen sollen , und er wird einzelnen Männern unter
uns , und ich darf wohl sagen den Stützen unserer Ver¬
fassung , nicht feindlich entgegentreten . Schließlich stimme
ich noch als Bürger des Vaterlandes in den Wunsch
unseres unsterblichen Karl Friedrichs ein , welcher über
rin freies , gesittetes und opulentes Volk herrschen wollte .



Von diesem Grundsätze ausgehend , ist eS das Billigste
und Bescheidenste, was wir thun können , wenn wir uns
dem Kommissionsantrag anschließen.

Richter : Da die Zeit schon weit vorgerückt ist,
und das , was lange währt , auch ermüdet , und ich
überhaupt kein Freund von Wiederholungen bin , so
schließe ich mich einfach den Vorträgen an, die für den
Kommissionsantrag gehalten worden sind, besonders aber
dem Vortrag des Abg . Bassermann , der so ganz aus
dem Grund meiner Seele gesprochen hat. Den Kom¬
missionsantrag selbst kann ich aber nicht so ganz billi¬
gen, weil er mir viel zu gelind ist, und den Handlungen
und Ereignissen , auf die sich derselbe stützt , nicht ent¬
spricht. Ich verweise nur auf den Vortrag des Abg.
Bader , der so treffend und wahr das ganze System,
welches die Regierung befolgte , auseinandergesetzt hat.
Ich verweise auf einen Satz in der Motion des Abg .
v . Jtzstein , welcher sagt : wenn je ein politischer Miß¬
griff und ein Unrecht gegen das Volk von den Räthen
der Krone geschehen ist , so war es die Erlassung jener
Zirkularschreiben und die ihnen gegebene Interpretation.

Durch diese Vorgänge hat daS Volk den Glauben
an die Verfassungstreue und Gesetzesliebe der Verwal¬
tung verloren , und ist dieser verloren , so können die
Minister mit Segen nicht mehr wirken . Haben denn
jetzt aber die Minister ihr verderbliches System geändert?
Gewiß nicht . Sie beharren fort und fort aus diesem,
wenn ich den Ausdruck brauchen darf, heillosen System,
und wir haben durchaus keine Hoffnung, daß sie dieses
System ändern werden . Zch erlaube mir deshalb, noch
einen Zusatz zu dem letzten Satz des Kommissionsan¬
trags vorzuschlagen , etwa so lautend , daß die Herren
Minister das Vertrauen des Volks ganz verloren haben,
und mit Segen nicht mehr länger in ihrem Amte wir¬
ken können .

Ich glaube nicht , daß den Herren Ministern durch
dieses Mißtrauensvotum zu viel geschieht. Insbesondere
hat derjenige Minister, den Jedermann kennt , ohne daß
ich ihn zu nennen brauche, seine Entlassung schon längst
verdient. Dies ist die Stimme des Volkes , und vox
populi vox ckoi.

Schaff : Der Abg . Gottschalk hat bedauert , daß
die Herren Minister nicht auf ihremPlatze sind, und daß
es auf diese Art nicht möglich ist, ihnen freundlich und
brüderlich die Hand zu reichen. Der Hr. Abgeordnete ,
der zuletzt gesprochen hat, hat den Kommentar zu dieser
freundlichen und brüderlichen Einladung gegeben , und
zugleich auch die Gründe mitgetheilt, warum die Herren
Minister nicht auf ihrem Platze sind. Die Herren Mi¬
nister sprechen gerne deutsch . Heute ist schon von der
deutschen Sprache die Rede gewesen, und es hören jene
Herren auch gerne die deutsche Sprache ; allein es scheint,
daß sie das Freskodeutsch bis jetzt nicht begriffen haben,
und dies der Grund ist , warum sie heute nicht kamen.
Ich bedauere es aus mebr als einer Rücksicht , daß die
Herren Minister ' nicht da sinh. Insbesondere bedauere
ich, daß jener hart angegriffene Minister nicht anwesend
ist , weil es ihm so nicht möglich ist , sofort auf die
schweren Angriffe des Abg. Welcker antworten zu können .
Daß aber Gründe vorhanden sind, warum diese Herren
ihre Plätze heute nicht einnehmen , muß jeder Unbefan¬
gene einsehen. Der Abg . Hecker hat vorhin auch solche

freundliche Worte gesprochen , die auch als Einladung
für die Minister gelten konnten , auf ihrem Platz zu
erscheinen , indem er sagte : wir haben sie vorgefordert ,
warum sind sie nicht da?

Nun gehe ich zur Sache selbst über . Wahlumtriebe,
Wahlbeherrschung , Wahlverfälschung waren die Schlag¬
worte der Konversation während der letzten 6 Monate
an allen Enden und Orten des Großherzogthumö. Wer
hat Wahlumtriebe gemacht , wer hat die Wahlen be¬
herrscht und verfälscht , das wurde durch und durch de-
klinirt und konjugirt. Ich will von den Wahlverfäl-
schungen nicht reden , denn es sind mir keine solchen
bekannt . Ich will auch die Wahlbeherrschungen nicht
durchgehen , weil ich nicht aufregen , sondern versöhnenwill. Aber einige Worte erlaube ich mir rücksichtlich
der Wahlumtriebe, worunter ich einen erlaubten Einfluß
auf die Wahlen verstehe. Ich spreche der Regierungvor Allem das Recht zu , daß sie auf die Wahlen einen
gesetzmäßigen Einfluß üben könne. Was will die Re¬
gierung ? Beantworten Sie diese Frage unbefangen.
Unsere jetzige Regierung will wahrlich nichts Anderes,als die Aufrechthaltung und Handhabung der Verfassungin allen ihren Bestimmungen und in allen Richtungen,
nach oben, wie nach unten . Die Regierung will die
Handhabung des geordneten Staatssystems , wie es bei
uns besteht , und des geordneten Staatshaushaltes. Sie
will eine gewissenhafte, treue Verwaltung der Staats¬
gelder . Die Regierung will dem Lande alle jene wohl-
thätigen Institutionen zukommen lassen , welche die Zeit
gebietet ; allein sie geht mit Vorsicht zu Werk , und be¬
rücksichtigt Verhältnisse und Umstände . Die Regierung
ist also dem konservativen System ergeben. Was wollen
dagegen die Männer der Bewegung ? Sie wollen im
Ganzen nichts Anderes , als die Regierung auch will,
Ihnen ist die Verfassung vor .Allem heilig , allein sie
geben einzelnen Bestimmungen derselben eine Interpre¬
tation , wie sie eben nun gerade mit ihren Gesinnungen
harmonirt ; Sie wollen besonders auch , daß die Institu¬
tionen , die sie für wohlthätig und zeitgemäß erkennen,
urplötzlich in's Leben treten , und kümmern sich nicht um
die Verhältnisse . Sie sehen weder rechts, noch links,
sondern gehen geradeaus ihrem Ziel zu . Nehmen Sie
an , die Palläste der Ministerien der Justiz , deS Innern,
der Finanzen , des Kriegs und der auswärtigen Ange¬
legenheiten wären von Männern der Bewegung besetzt.
Fünf Minister von der Bewegungspartei regieren mit
kräftiger Hand den Staatswagen. Nun stehen die Wah¬len bevor . Die konservative Partei wendet Alles auf,um Leute von ihrer Art in die Kammer zu bringen,weil sie glaubt , der Staatswagen eile zu schnell dahin,es sey Gefahr vorhanden, daß am Ende die Ministerden Zügel verlieren, die Rosse zu unbändig werden ;der Wagen möchte aus dem Geleise kommen, Umstürzenund Unglück entstehen . Wenn nun vollends diese Leute
der konservativen Partei zu unerlaubten Mitteln schreiten,um ihren Wahleinfluß geltend zu machen , wenn sie
Verdächtigungen ausstreuen und etwa sagen würden :
„Hütet euch , Männer der Bewegungspartei in die Kam¬
mer zu wählen , denn das Ministerium geht damit um ,die Regierungssorm zu ändern , Staatsgelder zu ver¬
schleudern und ungeheure Steuern zu erheben.

" Werden
Sie nicht zunächst an Ihre Freunde sich wenden und
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die Staatödiener als Ihre Freunde erkennen , das müssen
Sie gewiß zugeben . Wenn Sie aber einem Ministerium
von der Bewegungspartei einen Einfluß auf die Wahlen
zugestehen , so müssen Sie auch andererseits der konser¬
vativen Partei , wenn diese am Ruder ist , einen solchen
Einfluß gestatten . So ist es überall in der Welt , wo
Repräsentativverfassungen bestehen . Wenn auch der Abg .
Welcker dem Abg . Böhme erwiederte , er habe seine staats¬
rechtliche Theorie über diese Materie in keinem Handbuch
gelesen , so mag dies seyn , allein unsere Praxis ist dafür
und unsere Staatsverfaffung nicht dagegen . Das führt
mich nun zu dem Schluß , daß der Einfluß , welchen sich die
Regierung auf die Wahlen erlaubt hat , an und für sich nicht
ungesetzlich und nicht verfassungswidrig ist . Die Art und
Weise , wie es geschehen ist , die Erlassung der Reskripte kann
man mißbilligen , aber nichts Gesctzwigriges darin finden ,
und man kann also auch nicht zu dem Schluß kommen ,
zu dem die Kommission insbesondere kommt . Der Herr
Antragsteller verlangt , die Kammer solle eine Mißbilli¬
gung förmlich aussprechen . Er hat aber die Sache noch
etwas klarer dargestellt , indem er sagt , die Kammer
soll zugleich als Kläger und Partei auftreten , und damit
sie des Urtheilspruchs gewiß ist , soll sie auch zugleich
das Erkenntniß geben , sie soll jedoch dieses Erkenntniß
in ihr Protokoll legen , nicht in einer Form , wie sie die
Verfassung vorschreibt . Der Kommissionsbericht behandelt
die Sache etwas zarter ; er stellt den Antrag so sanft ,
so mild , süß und weich hin , daß man sich dazu hingezogen
fühlt , indem man Wunder denkt , mit welch zarter Rück¬
sicht man die Herren Minister noch behandelt habe .
Zergliedert man aber den Antrag genau , so findet man
darin ein Straferkenntniß , und findet darin die Über¬
zeugung ausgesprochen , was gerade das Abenteuerlichste
ist , nämlich die Ueberzeugung , die eine Mehrheit auch
für die Minorität aussprechen kann . Dies habe ich
auch noch in keinem staatsrechtlichen Handbuch gelesen .
Diese Ueberzeugung soll die seyn , daß die Herren Mi¬
nister die verfassungsmäßige Wahlfreiheit beeinträchtigt ,
damit also die Ueberzeugung , daß sie die Verfassung
verletzt haben , ferner die Ueberzeugung , daß sie gegen
die Grundsätze einer guten und weisen Staatsverwal¬
tung gehandelt haben , worin die weitere Ueberzeugung
liegt , daß sie unfähig sehen , zu regieren ; denn wer die
ersten Grundsätze der Staatsweisheit aus den Augen
setzt , ist unfähig , zu regieren . Ich will damit nur Nach¬
weisen , wie zart und mild dieser Antrag ist . Es heißt
ferner , die Minister hätten eine Demoralisation über
das ganze Land gebracht , allen Staatsdicnern das Ver¬
trauen der Staatsangehörigen entzogen , und Letzteren
die Meinung beigebracht , daß die Staatsdiener der
Verfassung nicht mehr treu , und ihre Gesetzesliebe ver¬
schwunden sey . Dies . sind solche Kleinigkeiten , die in
ganz zarter Form im Kommissionsantrag Vorkommen ,
wo es heißt , die entschiedene Ueberzeugung feierlich aus¬
zusprechen und in das Protokoll niederzulegen . Zu einem

solchen Antrag könnte ich nimmermehr stimmen , ja es
können auch Diejenigen nicht dafür stimmen , die wirk¬
lich die Ueberzeugung in sich tragen , daß die Herren
Minister mit den Wahlreskripten etwas Verfassungswid¬
riges gethan haben . Diese müssen den Weg einschlagen ,
den die Verfassung vorschreibt , nämlich eine Vorstellung ,
oder , wenn sie stärker auftreten wollen , eine Beschwerde

gegen die Minister an den Großherzog richten . Es muß
dies in der Form einer Adresse geschehen , die an die
erste Kammer gehen muß , und wenn diese ihr beitritt ,
so kann sie vor dem Throne des Großherzogs niederge¬
legt werden . Scheuen Sie diesen Weg und glauben
Sie , die Adresse werde in der ersten Kammer keine Bil¬
ligung erhalten , so ist dies noch kein Grund , von der
verfassungsmäßigen Bahn abzuweichen , oder glauben
Sie , Sie hätten die öffentliche Meinung mehr für sich
gewonnen , wenn sie gegin die Bestimmung der Verfassung
Jhrr Ansicht in das Protokoll niederlegen , als wenn sie mit
der Bestimmung der Verfassung eine Adresse annähmen ,
worin Sie Ihre Ansicht fest aussprechen , wenn auch ein
anderer Faktor der Gesetzgebung nicht beitritt ? Sie
werden gewiß in der öffentlichen Meinung nicht tiefer
stehen , als auf diese Weise , und Sie hätten Ihren Fein¬
den kein Schwert in die Hand - gegeben . Wenn Sie ,
sage ich , den Beschluß fassen , der in Antrag gebracht
ist, so haben Sie den Feinden deS konstitutionellen Sy¬
stems ein Schwert gegen Sie in die Hände gegeben ,
und ich werde Sie noch daran erinnern .

v. Jtz stein : Nur nicht prophezeien .
Schaaff : Es ist nicht das erste Mal , daß ich

prophezeit habe . Ich hoffe , es werde die Katastrophe
nicht eintreten , an die ich erinnert habe , allein ich be¬
fürchte , es möchte die Sache nicht zum Wohl des Lan¬
des gereichen .

Rinde schwender : Heute ist ein warmer Tag ,
denn von Minute zu Minute steigt die Hitze . Ich - bin
deshalb gewiß kurz , und glaube den Dank der Kam¬
mer und des Publikums damit zu verdienen .

Der Abg . Goll hat den Kampf begonnen , mit
einer Bitte zum Frieden , und er ist hierin von dem
Abg . Trefurt in einer Art und Weise unterstützt worden ,
die ich nicht weiter bezeichnen will . Ich kann nicht im
Ernst hierauf antworten , und da ohnehin schon so viel
Ernsthaftes , und Feierliches hier gesagt wurde , so erlaube
ich mir meine Widerlegung in einem kleinen Gesckicht -
chen zu geben . Ein Soldat erhielt 25 L ? v8tsriora
diktirt von seinem Hauptmann ; während diese Schläge
applizirt wurden , lachte er von Minute zu Minute und
mit jedem weiter empfangenen Schlag immer ärger .
Nachdem er die 25 Streiche hatte und vor den Offizier
trat , um sich für die gnädige Strafe zu bedanken , fragte
ihn dieser , warum er denn immer so gelacht habe .
Er erwiederte verzeihen Sie Euer Gnaden Herr Haupt¬
mann , ich habe so lachen müssen , weil ,ich der Letze
bin ; Sie haben den Letzen schagen lassen , daß heißt
mit kurzen Worten : L « ee pacem klollo - I 'rekurtisauiu .
Um kürzer zu seyn , will ich aphoristisch geben , was ich
in einer ausführlichen Rede thun wollte .

Die Sünden der Herr Minister .
Der Präsident unterbricht den Redner mit der

Bemerkung , daß er den Ausdruck Sünden nicht gebrau¬
chen solle.

Rindesckwender . Gebe mir der Herr Präsi¬
dent in der Schnelligkeit nur einen Ausdruck , der un¬
gefähr dasselbe bezeichnet , was ich damit sagen will ,
so will ich ihn gerne brauchen . Die Mißgriffe , die
Verirrungen , oder wie man es heißen will , der Herr
Minister sind von vielen Seiten so dargelegt und ge¬
schildert worden , daß es ihre diplomatische Weisheit
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offenbar an das Licht gestellt hat , indem sie die Hoff¬
nung eines unfehlbaren Triumphs durch die Auflösung
der Kammer , die Verordnung neuer Wahlen und de¬
ren Beherrschung hatten. Die Wahlen haben bewiesen,
baß der gesunde Sinn und die Bürgertugend sie gelei¬

tet haben , und der erstrebte Sieg hat sich rühmlich
beurkundet . Man ist von Seiten deS Volks auf die
Ansicht gekommen , daß die Minister nicht für die gute
Sache , nicht für des Landes Wohl , nicht zum Abschluß
eines gedeihlichen Friedens in die Schranken getreten
scyen , und den Handschuh hingeworfen Härtens , sondern
für ihre eigene Person , zur Erhaltung und Rettung
ihrer Stellen ; so ist die Ansicht des Volks und dieß ist
das Mißtrauen , wovon heute die Rede war . Auch ich
habe meiner in Erfahrung mich von diesem Mißtrauen
der badischen Bürger überzeugt , und spreche es hier laut
aus , und wenn der Herr Antragsteller selbst nicht den
Antrag so gestellt hat , wie ihn der Abg . Richter in
Vorschlag brachte , so geschah es von seiner Seite wahr¬
scheinlich in der Erwartung , daß eine unsichtbare Gei¬
sterhand aushelfend in das Mittel treten werde. Ich
glaube , daß dieß nicht der Fall seyn wird , allein auch
ich will den Frieden , und glaube nur , daß er in einer andern
Art sey und in seiner andern Richtung zu suchen
als in derjenigen , die uns von dem ersten Redner be¬
zeichnet wurde. Ich behaupte offen und frei , wie es
theilweise auch schon von andern Mitgliedern geschehen
ist , daß der Friede nur wiederkehrt , wenn der Staats¬
minister v. Blittersdorss — ich spreche diesen Namen
aus — seinen Rücktritt nimmt. Ihn bezeichnet die Volks¬
meinung für den Vorfechter , für die Seele und den Ur¬
heber des störenden Systems und von den Ereignissen ,
die wir beklagen. Ich klage mit dem Abg . Welcker nicht
seinen Privatkarakter, sondern seinen öffentlichen Karakter
an ; dem ersteren lasse ich jede gerechte Anerkennung.
Hochgestellt, wie er ist, durch Rang, Bildung und Ehren¬
haftigkeit , wird er dieses Anfinnen nicht unbeachtet lassen,
ein Ansinnen , das in der Brust und in dem Herzen
des badischen Volkes Anklang und Haltung gefunden
hat. Ein patriotischer Mann wird sich nicht anklam¬
mer , wenn das Vertrauen mangelt , worauf eine segens¬
reiche Thätigkeit beruht , er wird von einem Staatsamt
zurücktreten , selbst dann , wenn sein eigenes Bewußt-
seyn ihn von jeder Schuld frei spricht , ja selbst dann ,wenn er noch gewichtige Zweifel in die Wahrheit der
ihm vorgehaltenen öffentlichen Meinung setzen darf , so
spricht es die Pflicht eines patriotischen Staatsbürgers,
so verlangt es die Ehrenpflicht .

Keine politischen Reflexionen sind es , die den Wunsch
des badischen Volks erzeugen , und ich spreche gewiß im
Sinne der Mehrheit , der Herzen des badischen Volks,wenn ich diesen Wunsch hier laut und wiederholt ver¬
kündige . Nicht aus politischen Reflexionen ist dieser
Wunsch entsprungen , nicht aus englischen und franzö¬
sischen Theorien , und Ansichten über Ministerstellung,denn wir wissen wohl , daß unsere deutschen Minister,
selbst wenn sie in Lebensfragen täglich in den Kammern
unterliegen , darum ihr Leben nicht verlieren , sondernmit unverwüstlichen Widerhaken sich anklammern und
anheften an ein selbst geschaffenes und gefälliges mo¬
narchisches System. Nicht jene abscheulichen englischenund französischen Theorien, nicht jene Politik , sondern

die reine und tägliche Wahrheit muß den Ausschlag
geben , die Wahrheit nämlich : der Minister hat, ver¬
schuldet oder nicht, das Vertrauen verspielt . Wenn die¬
sem von Seiten deS Herrn Ministers v. Blittersdorss
nachgegeben wird , so werden die aufgeregten Gemütherin die Ebbe zurückkehren. Fordert dann die Gerechtig¬
keit , ich meine die Justiz , daß ihn einer der drei an¬
dern Minister begleite , so werden wir mühelos über
unfern Kummer wegkommen . . . . .

Präsident : Ich bitte den Herrn Sprecher, keine
Redensart zu gebrauchen , die spottend lautet.

Rindeschwender : Diese Redensart ist recht gutund wahr getroffen und enthält keinen Spott. Ich bitteSie , meine Herrn ! sprechen Sie Ihre Zustimmung aus ,wenn ich den wunden Fleck getroffen, sprechen Sie Ihre
Zustimmung aus , wenn Sie glauben , daß ich die
Richtung der Ansichten wahr dargestellt habe .

(Von verschiedenen Seiten erfolgt Beifall.)
Ich ende damit, daß ich mit gepreßtem Herzen nichtdem Vorschlag des Abg . Richter, obgleich er die volle

Wahrheit enthält , sondern dem Kommissionsantrag bei¬trete. Mit gepreßtem Herzen lhue ich es, denn er wird,
so glaube ich , klanglos verhallen , und er enthält das¬
jenige nicht , was die Kammer aussprechen sollte , was
sie aber vielleicht nicht kann.

Seltzam : Auch ich rufe nur : Frieden ! denn es
ist besser , die Aufregung zu dämpfen , und ich knüpfe
hieran nur wenige allgemeine Sätze. Die leider schon zu
lang bestandene Spannung hat eben so lang auch auf
mich schmerzlich gewirkt . Wohl mag auch hier nicht zuverkennen seyn , was schon oft gesagt wurde , daß man
nämlich in und ausserhalb dieser Mauern gefehlt hat.Um so mehr scheint mir aber eine aufrichtige Versöhnungan der Zeit. Möge von allen Bewegungen bei unsnur das wahrhaft Gute Zurückbleiben . Ohne sittlicheund religiöse Weihe hat auch die raffinirteste Politikbeim Großen und beim Kleinen durchaus keinen Werth.
Ich las bei einer andern Veranlassung in einem öffent¬
lichen Blatt folgende bemerkenswerthe Stelle : Jedes Er¬
eigniß, von welcher Art es sey , soll immer mit Rücksicht
auf Wahrheit , Moral und Religion beurtheill werden .
Alle politischen Systeme sind diskutabel von Natur, und
man ist also nicht gewiß , daß dasjenige , zu dem man
sich bekennt , auch das gerechteste und beste sey. Aus
diesem Gesichtspunkte kann auch die Politik nicht das
Prinzip seyn , wonach man die menschlichenHandlungen
einrichtet . Die Menschen sollen nicht mit dem politischen
System , sondern diese mit den Menschen gebildet wer¬
den . Ich übergehe jede weitere Reflektion und füge nur
den einzigen Satz noch bei : Das Gute und Wahre ist
nicht gut und nicht wahr in Parteisachen , sondern es
bleibt nur gut und wahr in seinem Ganzen. Wir
wollen überall gleichweit entfernt seyn von jenen , die
weder warm noch kalt sind , und die der große Dante
als diejenigen bezeichnet , die der Himmel nicht auf¬
nehmen will und die die Hölle ausschließt , und dochwaltet auch darüber , so wie über alle Lebensstürmeund über die rätselhaftesten Ereignisse derjenige , ohne
dessen Willen kein Haar von unserm Haupte fällt, und
wie neulich einer unserer ersten Weisen hinzufügte , ohne
dessen Willen kein Lichtgedanke unseres nach Wahrheitund Freiheit ringenden Geistes verloren geht. In dieser
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Richtung stimme ich für den Frieden und hoffe auf die

Segnungen des Friedens .
Weller : Der Abg . Trefurt hat als die Quelle

des Mißtrauens , welches zwischen dem Volk und der .

Regierung herrscht , diesen Saal bezeichnet . Er hat ge¬

sagt , seit 1831 sey systematisch der Same dieses Miß¬
trauens ausgesät - worden und man könne sich nicht
wundern , daß dieser Samen nun aufgegangen sey.

Diese Bemerkung muß ich weit zurückweisen . Die Quelle

dieses Mißtrauens ist nicht in diesem Saale , sondern
in Frankfurt zu suchen .

Präsident unterbricht den Redner , indem er be¬

merkt : ich muß den Herrn Sprecher wegen dieser Be¬

hauptung zurechtweisen ; es ist nicht erlaubt , jene Behörde

auf diese Weise hier hereinzuziehen .
Weller : Der Hr . Präsident hat mich nicht richtig

verstanden . Die Bundesakte garantirt allen deutschen
Staaten die Verfassungen , allein diese Bundesakte wird

nicht vollzogen und die Schlußakte erlaubt die Auf¬

hebung der Verfassungen , wenn es nur auf verfassungs¬

mäßigem Wege geschehen kann . In diesem Artikel

sprechen die Großmächte aus , es sey ihr Wunsch , daß
die Verfassungen der kleinen Staaten ausgehoben wer¬

den , sobald die Regierung eS nur auf verfassungs¬

mäßigem Wege dahin bringen könne , daß diese Auf¬

hebung bestätigt wird , d. h. mit andern Worten : wenn

eine Kammer zu Stande gebracht wird , die in eine

solche Verfassungsaufhebung einwilligt . Von diesem Ge¬

sichtspunkte aus erscheinen mir die Wahlen , und von

ihm aus erscheinen mir auch die Wahlreskripte und

Wahlbeherrschungen in ihrer höchsten Wichtigkeit . Es

ist bekannt , wie feindselig das deutsche Volk durch die

Ausnahmsgesetze behandelt und wie von Frankfurt aus

die Preßfreiheit des Jahdes 1831 wieder unterdrückt

wurde . Von Seiten der badischen Regierung nahm an
allen diesen Beschlüssen der badische Bundestagsgesandte
Antheil , und es mußte allerdings Mißtrauen erregen ,
als im Jahr 1837 dieser Bundesgesandte als Minister
in die Regierung eintrat . Er , der an allen diesen Be¬

schlüssen schon in Frankfurt Theil nahm , sagte damals ,
der Gesandte habe nach Instruktionen gehandelt ; was

er also dort that , ist nicht das Resultat seiner Ansicht ,
sondern er hat nach höherem Befehl sich benommen und

deshalb war auch zu jener Zeit von den früheren Er¬

eignissen weiter keine Rede mehr . Ich bin auch nur

deshalb darauf zurückgekommen , weil die neueren Vor¬

gänge es bestätigen , daß derselbe Mann kein Freund
der Verfassung und der verfassungsmäßigen Rechte zu
seyn scheint , indem die Wahlbeherrschungen und andere !

Ereignisse darauf hindeuten , daß er Plane durchsetzen
will , die mit unserer Verfassung vielleicht nicht im Ein¬
klang stehen . Die Kammern von 1839 und 1840 !
waren von der Art , daß die Regierung durchaus nicht ^

zu fürchten hatte , es möchte irgend ein gerechtes Ver - !

langen von diesen Kammern '
zurückgewiesen werden . Es !

wurden alle Forderungen der Regierung , so theuer sie ^

auch das Land zu stehen kamen , von diesen Kammern

theils einstimmig , theils mit großer Mehrheit bewilligt ;

ich erinnere hier nur an den Vertrag mit dem Fürsten
von Leiningen , der das Land gewiß große Opfer kostete.
Wie sehr mußte es deshalb ausfallen , daß man trotz

dieser Willfährigkeit der Kammer sie doch nicht gut

genug fand und durch den unseligen Urlaubsstreit die

tüchtigsten Mitglieder derselben entreißen wollte . Dem
Volke drang sich die Ueberzeugung auf , die Regierung
müsse mehr Vorhaben , als sie selbst von dieser Kammer

genehmigt erhalten könne , denn sonst hätte sie nicht
nothwendig , zu solchen Maaßregeln zu greifen . Daher
kommt das Mißtrauen zwischen der Regierung und dem
Volk , das bis zu der jetzigen Stunde fortdauert .

Bissing : Vorausgesetzt , daß der Antragsteller
und der Berichterstatter noch gehört werden und
die übrigen Mitglieder auf das Wort verzichten , will

ich das Gleiche thun , und nur noch aus namentliche
Abstimmung antragen .

Präsident : Es haben sich noch 11 Redner um
das Wort gemeldet , und ich werde ebenfalls in der

Voraussetzung , daß der Berichterstatter und der Antrag¬
steller noch gehört werden , die Frage zur Abstimmung
bringen dürfen , ob die Diskussion noch länger fortgesetzt
Werden solle .

Goll wünscht noch zu sprechen , indem er bemerkt ,
daß es das erste Mal sey , daß man einen persönlichen
Angriff nicht beantworten dürfe .

Präsident : Von einem persönlichen Angriff habe
ich nichts gehört ; allein , wenn gleichwohl ein solcher
gemacht worden seyn sollte , so bitte ich den Abg . Goll ,
sich in seiner Antwort lediglich an das Persönliche zu

halten .
Goll : Ich habe dem Abg . Rindeschwender bloö zu

bemerken , daß ich ihn mit gleichen Waffen nicht zu be¬

kämpfen vermag ; er kann in der Nase der Herren Re -

gierungskommiffäre einen Ameisenkitzel Hervorbringen ,
darum lasse ich ihm den österreichischen Korporalstock ,
indem er sich dann in den besten Händen befindet .

Rindeschwender : Alsdann nehme sich der Abg .
Goll in Acht .

Der Präsident fragt nunmehr die Kammer , ob

die Diskussion geschlossen werden solle , nachdem noch
die Abg . v . Jtzstein und Sander gehört worden seyen .

Nachdem diese Frage bejaht worden , äussert
Sander : Als ich in diesen Saal trat und die

Bank der Minister leer fand und als ihren Vertreter

nur einen der Räthe eines Ministeriums erblickte , da ,

muß ich gestehen , konnte ich diese Erscheinung kaum be¬

greifen . Ich konnte es aber um so weniger begreifen ,
daß die Herren Minister nicht kamen , als ich von ihrem
Vertreter am Anfang der Sitzung eine Erklärung ver¬

lesen hörte . In dieser Erklärung wird es als die An¬

sicht der Minister eröffnet , daß dieselben unfern Antrag

für einen verfassungswidrigen halten , daß sie glauben ,
wir hätten nicht das Recht und nicht die Befugniß , den

Antrag in diesem Saale zu besprechen und anzunehmen ,

nicht die Befugniß , unsere Ansichten und unser Urtheil

über Schritte oder Handlungen der Minister , wie die

Wahlausschreiben es sind , auszusprechen und Beschluß
zu fassen . Wahrlich , so weil ich die parlamentarische
Geschichte kenne und parlamentarische Erfahrungen ge¬
macht habe , gingen die letzteren dahin , daß , je mehr
man irgend etwas in diesem Saale oder in irgend einem

Ständesaal thut , weil man die Verfassung verletzt und

gefährdet glaubt , um so größer auch die Pflicht der Mi¬

nister erscheint , auf ihrem Posten zu seyn und diesen

Angriffen auf die Verfassung , wenn sie sogar von den
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Ständen ausgehen , entgegenzutreten . Ob nun gleichdie Minister ihre Ueberzeugung dahin ausgesprochen
haben , daß der in Antrag gebrachte Beschluß ein ver¬
fassungswidriger sey , so bleibt dennoch die Bank der
Herren Regierungskommiffäre leer ; das ist sürwabr ein
wohlfeiles Mittel , über Schwierigkeiten , über Diskussionen
zwischen der Staatsverwaltung und den Ständen weg
zu kommen . Man thut Schritte gegen diese Kammer
und gegen die Verfassung , und dann , wenn man sich
zu vertheidigen und zu verantworten hat , bleibt man
weg . Dieses Wegblciben kann nur beweisen , daß man
wohl selbst nicht recht an dasjenige glaubt , was man
hier behauptet , daß nämlich der Autrag des Abgeordne¬ten v . Jtzstcin ein verfassungswidriger sey ; denn wahrlich ,wenn man dieses glaubte , und wenn man es namentlichin dem hohen Grade glaubte , wie in dem Reskripte ge¬
sagt ist, wornach jeder Unbefangene es einsehen solle , so
durfte ich erwarten , daß auch die Minister an ihrem
Platz sich einfinden werden , um dasjenige zu beweisenund darzuthun , was jeder Unbefangene einsehen soll .
Offenbar sind dies aber nur hingcworsene Behauptungen ,die nur dazu dienen , den Riß , der da besteht , noch größer
zu machen . Wohl sprechen die Abg . Trefurt und Goll
vom Frieden und erlassen eine Aufforderung an uns ,die Hand zur Versöhnung zu reichen . Worin soll aberder Friede bestehen ? In einer Tagesordnung , also in
nichts anderem , als in der schmachvollsten Nachgiebigkeit
hinsichtlich dessen , was uns das Heiligste ist . In der
schmachvollsten Nachgiebigkeit hinsichtlich der Wahlfreiheit ,hinsichtlich des Zustandekommens dieser Kammer , so wie
der Rechte und Freiheiten , die uns gegeben sind .

Schaasf : Es ist nur auf eine motivirte Tages¬
ordnung angetragen .

Sander : Eine motivirte Tagesordnung wurde nicht
vorgeschlagen , sondern die Ansicht ging lediglich dahin , daßwir ruhig und still über die Wahlausschreiben Weggehensollen .

Schaasf : Ach verweise den Abg . Sander auf die Mo¬tive des Antrags .
Sander : Ach überlasse dem Abg . Schaaff , wenn erfür den Antrag des Abg . Goll stimmt , etwa noch eine motivirte Tagesordnung hineinzubringen und darauf anzutragen .Vor der Hand ist aber «ine motivirte Tagesordnung nicht in

Antrag gebracht . Die Kommission hat einen Antrag gemacht ,und diesem Antrag ist unbedingt die Tagesordnung gegenübergestellt . Man fordert von uns , daß wir die Hand zur Ver¬
söhnung reichen , und ich könnte es auch sagen , wir wären
bereit dazu , oder könnten es dazu seyn . Wo sind aber die¬
jenigen , die uns die Hand entgegen strecken sollen ? Sie
sind weggeblieben , und unter welchem Vorwand ? unterdem Vorwände , wir handeln verfassungswidrig und machten" ns gehässiger Ausfälle gegen sie schuldig . Ast dies ,krage ich vor Allem , der Weg , der von den Ministern gegen" " s

Kneten wird , um eine Versöhnung herbeizuführen , undist leß der Weg , um den Frieden wiederkehren zu machen ,wenn wir hnsere heiligsten Rechte vertheidigen , und man unsdann rot wirst , dies styen Verfaffungswidrigkeiten . Wir habenübrigens die Hand zur Versöhnung geboten . Es ist einealte Wahrheit , daß , wenn ein Zwiespalt zwischen Regierungund Volk besteht , eben so gut ein großes Unglück , Vas seineRegierung trifft , als ein großes Glück , welches sie trifft , eine
Versöhnung herbciführen kann . Ein Beispiel hievon liefert

uns in neuester Zeit Frankreich , wo das unglückselige , das
europäische Ereigniß , nämlich der Tod des Herzogs von Or¬
leans , alle Parteien um den Thron vereinigte . Wir haben
hier die Erbfolge zur Sprache gebracht , und alles war bereit
und zuvorkommend in den Zeichen der Ergebenheit und der
Treue gegen den Großherzog . Haben wir aber eine Antwort ,
haben wir irgend ein Zeichen erhalten , das geeignet gewesenwäre , uns die Aussicht zu eröffnen , es werde eine Versöhnung
zu Stande komme » ? Sind wir es , die die Hände zurück
gestoßen haben , oder haben wir nicht klar an den Tag gelegt ,daß wir Frieden und Eintracht suchen ; vor allem aber auch
Friede und Eintracht nur dann finden können , wenn uns ,
sey es auch nur ein kleines Zeichen von Nachgiebigkeit ge¬
geben , und von der andern Seite ein , sey es auch nur ein klei¬
ner Schritt entgegen gethan wird . Gerade der Umstand , daßdie Minister weg bleibe », liefert den schlagendsten Beweis ,daß sie nicht Vorhaben , irgend einen Schritt zurück zu thun ,und irgend eine Nachgiebigkeit gegen die Kammer zu zeigen.Und ich verlange dieß nicht einmal von ihnen , allein es er¬
folgt ja nicht ein einziges freundliches Wort oder eine An¬
erkennung von ihnen , daß etwas zu weit gegangen worden
sey . Und doch sagt man , wir sollen Frieden schließen . Ein
schmachvoller und schimpflicher Friede wäre es aber , wenn
wir so aufhören wollten . Es wäre eine Kleinigkeit gewesen,diese Kleinigkeit nicht zur Sprache zu bringen , allein nachdemeS geschehen ist , und nachdem von den Bänken der Regierungstnmcr die Behauptung ausqeht , daß Alles , was geschehen,recht sey , und nachdem jetzt die Bank der Minister leer steht,können und dürfen wir nicht auf eine solche Weise zurück¬gehen . Wohl hat der Abg . Trefurt davon gesprochen , daßlängst in diesem Saale eine Paitei bestehe, die alles , wasvon der Regierung komme , verdächtige und alle Bande desVertrauens löse . Der Abg . Mordes hat hierauf zum größtenTheil schon erwiedert , daß man jene Behauptung in Bezugauf das Jahr 1833 nicht aufstellen könne , und solche auch aufdas Jahr 1831 nicht paffe . Ich selbst bin seit 1833 in derKammer , und habe oft an einer Ansicht Theil genommen , die

jener der Herrn Minister entgegen war . So lange wir aber
den Minister Winter hatten , kamen wir nie in einen solchenZwiespalt . Wir sahen wohl , daß der Minister Winter eine
Richtung hatte , die keinen allgemeinen Beifall hier fand ,allein wir sahen nicht , daß diese Richtung dahin ging , alleRechte des Volkes zu vernichten oder zu zerstören . Der
Abg . Trefurt glaubt aber sogar noch weiter , daß die Rich¬
tung , die in diesem Saale stattfinde , das Volk zu entsitt¬lichen drohe . O , Herr Abg . Trefurt ! das Vaterland hatdiese Anschuldigung gehört , allein schon hör « ich die allge¬meine Stimme sagen : Nein , dem ist nicht so ; die Männer ,die an jener Richtung Theil nehmen , und die jetzt nochRecht und Verfassung vertheidigen , entsittlichen nicht , son¬dern wenn etwas entsittlicht , so ist es jene Partei , die alle

Rechte des Volks zu beeinträchtigen sucht, und allen Fort¬schritten , welche die Zeit gebietet , entgegentritt . Ich willnicht sagen , daß Jemand in diesem Saale zu dieser Parteigehöre , allein das sage ich , daß wir eben überall in der
jetzigen Zeit die Wahrnehmung machen , daß man allen
Fortschritten der Zeit entgegen tritt . Der Abg . Trefurt hatdankt noch von einer Sieger - Pariei gesprochen , und ging soweit , uns eine Partei zu nennen . Der Abg . Trefurt hatdamit den Hrn . Ministern den größten Vorwurf gemacht .Wie , meine Herren , uns in der Mehrheit , in der wir be¬
stehen , uns 20 oder 30 sollte es gelungen sevn, die Mini -

««
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ster zu überwinden , die Minister , sage ich , welche über die
Presse zu gebieten hatten , und denen das ganze Heer von
Beamten zur Seite stand. O , Herr Abgeordneter ! wieder¬
hole ich , Sie haben dadurch dem Ministerium das schlimmste
Kompliment in Beziehung auf seinen Einfluß und seine
Sraatsklugheit und seine Einwirkung auf das Volk gemacht .
Wir sind hier keine Partei , sondern der Ausdruck der wah¬
ren Volksmeinung , die rechte Vertreter des Bürgerthums ,
des deutsch-badischen Bürgerthums , das nicht mehr und nicht
weniger und nichts anderes will , als die Verfassung. Die
öffentliche Stimme hat allerdings in Baden durch unsere
Wahlen gesiegt , und feiert jeden Tag ihren Sieg durch
unfern Muth , die wir die Rechte des Volks und die Ver¬
fassung vertheidigen, und wenn es wirklich eine Partei gebe,
so sind es nicht wir , sondern es ist jene Partei der Reak¬
tion , die sich leider immer zwischen Fürst und Volk drängt ,
die den Samen des Mißtrauens säet , und alle Bande des
Vertrauens , das unter dem Ministerium Winter bestand ,
gesprengt hat , die mit allen konstitutionellen Rechten und
der Verfassung selbst marktet , und , durch und durch reak¬
tionär , uns unsere wenigen Rechte zu verkümmern droht .
Seit dem Eintritt jenes Mannes , der oft genug hier be¬
zeichnet wurde , haben wir leider fort und fort Kämpfe zu
bestehen und nie einen Frieden . Wir haben über Mißgriffe
zu klagen , wobei ich nur an den holländischen Handelsver¬
trag erinnern will . Wir müssen unsere zuverlässigsten Rechte
vertheidigen, und wenn etwas von dort ausgeht , so sind es
Zweifel gegen unsere Rechte, die immer bestanden , und von
dem früher » Ministerium zugestanden waren . Man sage
nicht , daß wir es seyen , die Unruhe oder irgend ein Miß¬
trauen verbreiten. Wo finden wir denn eine Ruhe und
Zufriedenheit . Ist die Kirche und die Schule , ist die In¬
dustrie , der Weinbau oder der Landbau zufrieden? Haben
wir irgend nur ein Derhältniß in dein Lande , wo Zufrie¬
denheit besteht ? Leider muß ich sagen , daß seit zwei Jahren
das viele Vertrauen und das große Pfand , das den Mini¬

stern überantwortet worden , fast gänzlich verloren ist . Jedem
von uns in der Kommission, und wir sind gute Patrioten ,
hat es , wie ich Sie versichern kann , leid gethan, dem Antrag
beirrcten zu müssen , allein die Stimme der Wahrheit und
die Pflicht des Abgeordneten dringt mächtig dazu hin , und
ruft uns auf , diesen Beschluß zu fassen , der die öffentliche
Meinung für sich hat , und der vor der öffentlichen Mei¬

nung ungehindert sich zeigen kann — ungehindert vor allen

Drohungen , deren der Abg. Schaaff erwähnt hatte , und
ungehindert vor ihrer Verwirklichung , die ich nicht besorge .
Wollte man aber diesem Beschluß einen andern Beschluß
entgegen stellen , so würde das Land sein Urtheil hierüber,
und zugleich über seine Vertreter sprechen .

Vor einigen Jahren sprach ein ehrwürdiges Mitglied
des uralten deutschen Kaiserhauses die schönen Worte : Eine
neue Zeit verdrängt die alt - Zeit , und ihren Warnungsruf
hat sie erschallen lassen , sich ihr anzuschließen . Jenes ehrwür¬
dige Mitglied sprach dies aus in Beziehung auf Handel und
Gewerbe. Cs gilt auch now viel mehr von dem öffentlichen
Zustand aller Länder. Eine neue Zeit verdrängt die alte,
und einen Warnungsruf hat sie erschallen lassen , sich ihr an¬

zuschließen , in so Manchem, was geschehen ist und wird , und
wer sich dieser neuen Zeit nicht anschließt , wird gewaltsam
von ihr ergriffen und weiter mit ihr fortgeriffen, als wenn er
es freiwillig thut . Wer sich hier widersetzi , wird vernichtet,
erdrückt und zertrümmert werden . Das ist die rächende Hand

der Nemesis, der früher oder später alle Diejenigen heim-
fallen , die den Rechten des Volks und den vernünftigen
Fortschritten der Zeit sich entgegen stellen .

(Allgemeines Bravo !)
Der Präsident gebietet Ruhe .
v . Jtz stein : Die Kammer hat bereits ausgesprochen,

daß sie gehörig unterrichtet sey , und die Rede des Abg.
Sander , vorgetragen mit der Kraft , die ihm eigen ist , hat
wohl ergänzt , was noch fehlte, weshalb ich mich kurz fassen
kann . Ich werde dies schon um deswillen thun können, weil
ich bereits in meiner Motion das ausgeführt habe , was das
Herz drückte , und was ich zu sagen für nothwendig hielt. Ich
war gedrungen durch die heilige Pflicht des Abgeordneten,
diese Motion zu stellen . Ich hielt es in meiner Pflicht , den
Gefahren entgegen zu treten , die der Verfassung drohen , den
Gefahren , die das heiligste Recht des Volks , nämlich die
Wahlfreiheit , zu beeinträchtigen drohen . Die HH . Minister
sind nicht erschienen , ohngeachtet sie uns selbst mehrmals er¬
klärt hatten , daß wir nur unsere speziellen Aeusserungen ver¬
schieben sollten bis zu dem Tage der großen Schlacht, wie sie
ihn zu nennen beliebten ; dort werde es sich zeigen , wie auch
die Opposition in einer Weise auf die Wahlen eingewirkt
habe , die der Einwirkung der Regierung das Gleichgewicht
halte. Ich habe die HH . Minister mit Freude erwartet , und
gehofft , daß sie zeigen würden , wie die Opposition einwirkte.
Wenn es ihnen hierzu an Materialien gefehlt hätte , so würde
ich selbst welche gegeben haben , woraus sie übrigens die

Ueberzeugung hätten gewinnen müssen , welch ' schwacher
Grund es sey , wenn sie ihre Schritte dadurch in Schutz neh¬
men wollen, daß die Männer der Opposition dem Volke eben¬
falls gerathen haben, diesen oder jenen zu wählen . Die Op¬
position , wie man sie zu bezeichnen beliebt , hat nicht die k

Mittel wie die Regierung ; sie kann weder belohnen noch I

strafen , weder versetzen noch Amtssitze verlegen , weder Gar - I

nisonen schicken noch wegnehmen , noch irgend etwas dieser I
Art thnn . Wenn wir etwas den Männern des Volkes vor - »
schlagen , so ist es in ihren Willen gestellt , ob sie es anneh- >
men wollen oder nicht. Wenn aber der Beamte und der
Regierungsdirektor auftritt , angethan mit der amtlichen Ge¬
walt , und verbunden mit Drohungen aller Art, - in die ich
speziell nicht eingehen will , weil manche wahrhaft eckelhaft
sind , so ist cs etwas ganz Anderes , als wenn der Bürger
dem Bürger einen Rath gibt. Und warum sind denn heute
die HH . Minister nicht erschienen , nachdem es ihre heilige
Pflicht war , zu zeigen, was sie nun durch einen Dritten sagen
lassen , daß wir nämlich verfassungswidrig handelten. Haben
sie nickt auf die Verfassung geschworen ? Müssen sie nicht die

Verfassung vertheidigen? Sind sie nicht verpflichtet, da sie die

Räthe der Krone find , daß sie hier erscheinen , um zu schützen,
was dem Lande gebührt ? Wenn ich , der ich den Antrag ge¬
stellt habe , heute weg geblieben wäre , und mich mit einem »

Briefchen , oder mit einem Boten , der mich abgerufen , ent

schuldigt hätte , so frage ich , was die Minister , was d-'

Kammer , und was die öffentliche Meinung gesagt Hab ' "

würde. Man würde erklärt haben , der Herr hat Lärm rä¬
chen wollen, und nun ist er zu feig , seine Sache zu verch " dl-

gen . Ich will keinen Schluß ziehen , sondern überlasse das

Urtheil der öffentlichen Meinung ; allein ich kann diese wahr¬

lich nicht hindern , zu schließen , was aus dem von mir Gesag¬
ten folgt . Die Minister mußten da scyn , um die Rechte der

Krone zu vertheidigen, wenn sie glauben , daß wir sie ver¬

letzen . Statt ihrer scheint nun der Abg . Trefurt das Wort



genommen zu haben . Er predigt Frieden , wie er denn seit
einiger Zeit die Rolle des Sittenpredigers spielt . Auf welche
Weise aber predigt er ? Er verunglimpft die Kammern seit
1831 , indem er den früheren Kammern und der jetzigen vor¬
wirst , daß sie der Grund des Zerwürfnisses sey , daß sie Un¬
richtigkeiten und Unwahrheiten in der Kammer ausstreue ,und fich mit Bitterkeit ausspreche . Ob dies der Weg zum
Frieden ist und zu dem Ziele führt , welches der Hr . Abgeord¬nete erreichen will , bezweifle ich . Ich wende mich hiervon ab,und gehe zur Sache über . Der Abg . Böhme Hai gesagt , daßdie Regierung nolhwcndig einwirken müsse ; ja , er hat fich
sogar eines Ausdruckes bedient , der hart wäre , wenn er die
Regierung träfe ; daß er fle aber trifft , werde ich ihm zeigen .
Er hat gesagt , daß es gegen die Pflicht der Regierung gewe¬
sen wäre , wenn sie nicht eingewirkt hätte , und Laß es mehr
als ein unschuldiges Benehmen seyn würde , wenn sie müßig
geblieben wäre . Ich überlasse dem Abg . Böhme , diesen Bor¬
wurf , den er der Regierung , und füge ich hinzu , den er dem
Regenten machte , wieder gut zu machen . Er hat vergessen,was die Regierung , oder derselbe Regent , der Baden jetzt
noch vorsteht , und dem wir alle unsere Huldigung und Ver¬
ehrung ausgesprochen haben , am 26 . November 1830 in
dem damaligen Manifest erklärt hat . Ich habe , heißt es
darin , gelobt , die Verfassung treu und wahr zu halten , undweil ich dies thun will , habe ich meine Regierung angewiesen ,zu erklären : „ Die Regierung kann nicht den Gedanken hegen ,die Staatsbürger des Großherzogthums in einem der wich¬
tigsten Verfaffungsrechte zu beschränken , oder auf die Wahlen zu
Gunsten oder Ungunst irgend einer Person , durch welche Mittel
es auch sey , rinzuwirken . Im Gegentheil , es ist ihr Welle , daß aufdie einzelnen Wahlen von Seiten der Regierungsbeamten weder
mittelbar noch unmittelbar cingewirkt werde ." Nun behauptetder Abg . Böhme , gegenüber der Regierung und demselben Re¬
genten , daß sie ihre Pflicht verletzt haben würden , wenn sienicht eingewirkt hätten .

Ich habe in meiner Motion die Wahlbeherrschung , die
traurige Wahlbeherrschung , wie sie an uns Allen vorüber¬
ging , »orgestellt , und in allgemeinen Grundzügen entwickelt ;es scheint mir daher nicht am Platze zu seyn , jetzt noch ein¬
zelne Fälle zu erwähnen : das allgemeine Bild , das ich ent¬
worfen habe , genügt . Aber nicht das badische Volk allein istdarüber einig , nicht dieses allein wurde entrüstet durch diese
Wahlbehcrrschung , durch die man dem badischen Volke Hohn
sprach , und es behandelt hat , wie unmündige Kinder , wie
Maschinen und Ballen , die man nur durch die Beamten

, fortstoßen lassen könne : Deutschland war entrüstet , unv Jederwird dies bestätigen , der in den verschiedenen Gegenden Freundeund Bekannte hat . Deutschland war entrüstet , daß eine Re¬
gierung , die , als Winter ihr Vorstand , die Zierde von
Deutschland , während welcher Baden ein Staat war , denwan um seine Regierung beneidete , nun auf einmal mit sotraurigem Beispiele vvrangegangen ist. Ich bitte die Kammer ,fest zu halten an dem Beschluß , welchen die Kommissionm Antrag gebracht hat . Er ist das Wenigste , was die
w kann , wenn sie , wie der Abg . Sander mitRecht erklärt h^ , Schmach nicht auf sich laden will ,daß >« zuruckw^ che einem Kampfe , den sie beginnenmußte , weck die Pflicht de« Abg . ihn gebot . Wir sprechen,wenn w.r d .esen Antrag annehmen , nichts Anderes aus . alswas das Volk langst allgemein ausgesprochen hat Es istaus meinem Vortrag zu ersehen , daß kein weiterer Angriffvon meiner Seite erfolgen sollte . Ich wollte nicht das

Aeufferste ergreifen , ob ich gleich weiß , daß ich einen Antraghätte stellen können , wie ihn der Abg . Richter vorgebrachthat ; weil aber Versöhnung unsere Absicht war , und weilwir nicht mehr erbittern wollten , als schon geschehen ist,ging ich nicht weiter , als meine Pflicht gegen das Volkgebot , müßte mich aber auch schämen , einen gelindern An¬trag als diesen anzunehmen .
Schaaff : Ich stimme für den gelinderen Antrag , undschäme mich nicht .
Mehrere Mitglieder schließen sich dieser Erklärung an .Der Präsident schließt nunmehr definitiv die Diskussion ,und bringt den Antrag der Kommission , so wie er lautet ,zur namentlichen Abstimmung .
Dieser Antrag wird mit 31 gegen 21 St . angenommen .Zu diesem Kommissionsantrag hat jedoch der Abg . Richternoch einen Zusatz in Vorschlag gebracht , und der Präsidentfragt deshalb den Antragsteller , ob er auf seinem Antrag bestehe.Richter erklärt hierauf , daß er in der Voraussetzung ,es werde dieser sein Antrag nicht angenommen werden , den¬selben zurückziehe .

Mit der Abstimmung über den Kommissionsantrag hatzugleich der Antrag des Abg . Goll seine Erledigung erhal¬ten , und es wird nunmehr der ganze Gegenstand verlassen ,indem der Präsident die Tagesordnung für die nächste Sitzungverkündigt , und die heutige schließt.

Neunte öffentliche Sitzung der ersten Kammer amFreitag , den 12 . August 1842 , unter dem Vorsitzedes ersten Vizepräsidenten, Sr . Durchl . des Hrn .Fürsten zu Fürstenberg.
( Fortsetzung .)

Frhr . v . And law : Der Berichterstatter hat nichtallein das Recht , sondern er hat auch die Pflicht , zu¬nächst die Einwendungen zu bekämpfen und zu berichti¬gen , welche gegen seinen Vortrag erhoben worden sind .Dieses Recht und diese Pflicht haben jedoch Vortheileund Nachtheile in ihrem Gefolge , denn wenn man zu¬letzt das Wort ergreift , so ist man oft genöthigt , auchschon Gesagtes zu wiederholen , sey es , um zu erläuternoder zu berichtigen . Dieses mag vorläufig zu meinerEntschuldigung dienen , wenn ich aus schon Gesagteszurückkomme . Vor Allem scheint mir nothwendig, . denStandpunkt zu bezeichnen , den Ihre Kommission einge¬nommen hat . Es wurde eine Petition vorgelcgt , welcheeigentlich an die Petitionskommission gehörte . Die Kam¬mer hat jedoch beschlossen , eine eigene Kommission zuernennen , weil ihr der Gegenstand wichtig genug schien ,um ihm eine erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken . DieseKommission fühlte allerdings die Schwierigkeit ihrerStellung ; sie hat gesucht , diese Schwierigkeit nach Kräf¬ten zu beseitigen . Sie hat es mit einem Eifer gethan ,wovon ich mit um so größerer Unbefangenheit Kundegeben kann , als ich die speziellen Berichte nicht zu be¬arbeiten hatte . Sie hat gesucht , alle erforderlichen No - '
tizen zu sammeln , um die Fragen gehörig zu beleuchten .Die einzelnen Mitglieder der Kammer können natürlicheinem Gegenstände nicht die gleiche Theilnahme schenken,und die Materialien selbst sammeln , welche in die Lageversetzen müssen , ein bestimmtes Urtheil sich zu bilden .Deshalb wirb aber eine Kommission ernannt . Die Re¬sultate ihrer Forschungen verdienen aber gewiß alle



Glaubwürdigkeit , so lange ihnen nicht Gründe entgegen¬
gehalten werden , sondern nur allgemeine Zweifel , die
in dein vorliegenden Fall zum Theil schon durch die

Thaksachen aufgeklärt sind , die der Bericht enthält . Ich
möchte dem geehrten Redner vor mir nicht gerade einen

Vorwurf machen , aber es scheint , er habe dem Berichte
nicht die volle Aufmerksamkeit geschenkt , da er sonst
manche Aufklärung darin gefunden hätte , über deren

Mangel er sich aussprach . Namentlich in Beziehung
ans die Gefahren , welche ihm von einer erweiterten
Industrie vorschwebten , dürste er aus dem Bericht er¬

sehen haben , daß dieselben der Kommission keineswegs
entgangen sind . Sie hat gesucht , Mittel anzndeulen , um
ihnen vorzubeugen . In Bezug aus die einzelnen Vor¬

schläge , welche sie gemacht hat , wurde bereits die richtige
Ansicht ausgesprochen , daß es sich nickt um eine Adresse
handeln könne , weil es nickt in der Macht der einzelnen
Regierungen liegt , solche Bitten zu genehmigen . Die
Kommission hat diesen Standpunkt , und zwar aus der ersten
Seite des Berichts , wie ich glaube , ganz richtig ausge¬
faßt ; sie beschränkte sich darauf , zu erklären : „ Wir haben
zu ermitteln , was dem Lande frommt , die Regierung
möge nach Kräften die Interessen des Landes dem Ver¬
eine gegenüber geltend zu machen suchen . Es genügt
mithin , daß die gerechten Wünsche gründlich geprüft
und der Regierung bekannt werden . " Wir haben um
so weniger Grund , zu zweifeln , daß die hohe Negierung
in dem Sinne der ausgesprochenen Wünsche handeln
werde , als der Hr . Finanzminister die Uebereinstimmung
der Ansichten der Regierung mit jenen Ihrer Kommission
erklärt hat . Ich bedaure , daß ich ihm meinen Dank
dafür nicht persönlich ausdrücken kann . Wir freuen
uns dieser Erklärung , weil sie uns die Hoffnung schöner
Früchte bringt .

Ein verehrter Redner hat von der Stabilität der

Tarife gesprochen ; der Bericht nimmt eine Stabilität

der Tarife nicht in Anspruch ; wohl wünscht er aber

eine Stabilität der Grundsätze , eine Smbilität , die

einem entstandenen Unternehmen eine Dauer sichert , eine

Dauer , die so fest seyn muß , daß kein Zweifel darüber

entstehen kan », ob nicht etwa von Aussen der Gefahren

für ein solches Unternehmen einbrechen könnten ; damit

wenn also ein Unternehmen an und für sich Garantien

innerer Sicherheit bietet , das Vertrauen zu seinem Ge¬

lingen fest begründet scy. Dieses Vertrauen wird aber

durch die Stabilität der Grundsätze festgcgründet , nicht

sowohl durch jene der Tarife oder Tarisansätze . Dieses
hat ein verehrtes Mitglied der Kommission treffend durch
die Ansicht angedeutet , daß wenn der durch den Tarif¬
satz zuerkanntc Schutz ungenügend werde , dieser Schutz
durch einen gesteigerten Zoll erhalten werden müsse .
Die Wandelbarkeit der Tarife darf daher keinen andern

Zweck haben , als das Vertrauen nach Innen sestzustellen ,
ja nicht cs zu erschüttern , was der Fall wäre , wenn
die Gefahr von Aussen plötzlich einbrechen könnte . Es
wurde ferner cingewendct , man müsse zuwartcn , der

Augenblick des Handelns scy noch nicht gekommen ; man

lasse die Krisis des Augenblicks vorübergehen . Diese
Ansicht kann Ihre Kommission nicht theilen . Eine
Krisis führt zu einer Abänderung der bestehenden Ver¬

hältnisse irgend einer Art , und sobald es sich um die

Industrie handelt , führt die Krisis in der Regel zum

Untergang , wenn keine Hülfe eintritt . Wir haben Bei¬

spiele mancher Art vor Augen , welche dieses darthun .
Wir haben Beispiele von Ländern , die unter ganz ver¬

schiedenen Gesetzgebungen stehen , und diese verschiedenen
Gesetzgebungen haben einen Damm aufgesührt in dem

Augenblick , als die Gefahr des Ueberfluthens eintrat .
So Rußland und Frankreich . Man thut , und zwar
ohne Verzug , was mau i n Interesse des Landes für
nolhwendig erachtet . Durch eine solche Krisis sind be¬
deutende Kräfte , Kapitalien und die Eristenz vieler

Familien bedroht . Ich glaube daher nicht , daß es klug
wäre , die äufferste Entwickelung der Dinge abzuwarten ,
die , sich selbst überlassen , nur traurige Folgen haben
müßte . Was die Humanität betrifft , welche man auf
der einen Seite für die Fabrikanten in Anspruch nahm
und auf der andern Seite ihnen ganz absprach , so liegt
auch hier die Wahrheit in der Milte . Humanität ist
nicht immer die Eigenschaft des kalt rechnenden Kauf¬
mannes , mithin des Fabrikanten , am wenigsten ist dies

Sache Englands dem Kontinente gegenüber . Wir

wünschten aber nusere deutsche Industrie auch in dieser
Hinsicht zu heben , ihr nicht nur billigen Gewinn zu
sichern , sondern ihr auch eine moralische Grundlage zu
gewähren . Die Kommission hat Grundzüge in diesem
Sinne angedeutet , in der Hoffnung , die Regierung werde

solche in geeigneten Fällen berücksichtigen ; ich habe daS
Vertrauen zu den Regierungen der Vcrcinsländcr , daß
sie dieser wichtigen Seite der Jndustriesrage ihre Auf¬
merksamkeit nicht entziehen werden . Der Hr - Minister

hat in seinem letzten Vortrage der Schwierigkeiten er¬

wähnt , welche sich ergeben , um die einzelnen Interc „ en

mit den Interessen des Gesäinmtvereins in Verbindung

zu bringen . Es ist diese Schwierigkeit jedenfalls eine

unaustösbare , wenn man über die höheren moralischen
Grundsätze sich nicht vereinigt , welche hier die übrigen
Fragen nolhwendig beherrschen müssen . Als ich vor 7

Jahren zu dem Anschluß an den Zollverein hier meine
Stimme abgab , tbat ich es mit schwerem Herzen . Ein
Gedanke ragte damals wie jetzt in meinem Sinne über
alle anderen hervor , und beherrschte sie. Es ist dies
der Gedanke eines starken und einigen Deutschlands ,
das , wie jenes Deutschland der vergangenen Jahrhun¬
derte , eine würdevolle Stelle einnehme in dem Kreise
der Nationen . Hierin erblicke ich zunächst die Größe
des Vereins , den ich allerdings keinen Zollverein nennen

möchte , sondern einen großen , einen deutschen Verein .
Geh . Rath v . Reck : Es scheint , als sey man der

Meinung gewesen , ich hätte irgend einen Vorwurf gegen
die Kommission geäussert . Ich glaube nicht , daß ich
dies getban habe , und wenn es in irgend einem Worte

liegen sollte, . so muß ich erklären , daß ich vollkommen

mißverstanden worden bin . Der Hr Berichterstatter hat
einen Punkt herausgehobcn , den ich von großer W >̂

tigkcit halte , und der auch mich bei meiner Ansicht lei¬

tete , der Grundsatz nämlich , daß das Prinzip seststrhcn

sollte , wenn auch der Tarif schwankt . Nur darin weicht

meine Ansicht von dem Antrag der Kommission ab , daß

ich behauptet habe , man solle die gegenwärtig vorhan¬

dene Krisis durch möglichst energische Maßregeln schnell

zu beseitigen suchen , sobald aber die >er Zweck erreicht

scy, den der vercinsländische » Industrie dadurch gewähr¬
ten Schutz wieder ermäßigen , damit diese nicht zu einer
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allzuraschen und ausgedehnten Steigerung ihrer Unter¬
nehmungen veranlaßt und am Ende in ähnliche Kala¬
mitäten versetzt werde , von welchen England gegen¬wärtig ein trauriges Beispiel gibt .

Frh . v . Andlaw : Die Kommission hat dieses selbst
gesagt , indem sie bemerkte , es möge keine Industrie künst¬lich in ' S Leben gerufen werden .

Es wird nunmehr zu den einzelnen Tarifsätzen über¬
gegangen .

1 ) Baumwollenindustrie .
Frhr . v . Marschall : Es ist hier von der verehr -

lichen Kommission der Antrag auf bestimmte Zollsätze ,insbesondere ans Erhöhung deS Zolls von rohem Baum -
wollengarn von 2 ans 8 Thaler gestellt worden . In
Folge der vorausgegangcnen Erörterungen glaube ich
übrigens annehmeu zu dürfen , daß auch in dieser Be¬
ziehung die Petition nur mit allgemeiner Empfehlungan das Staatsministerium überwiesen werden solle .
Diesem Antrag werde ich bcistimmen , indem ich gleich -
falls die Ansicht hege , daß die Baumwolleuiudustrieeines kräftiger » Schutzes bedarf ; dagegen müßte ich
mich gegen die Ausnahme bestimmter Zollsätze erklären .Ich theile insofern nicht nur die bereits von anderenRednern in formeller Beziehung vorgetragenen Beden¬ken , sondern kann mich auch , so gründlich auch der
Kommissionsbcricht abgefaßt ist , nicht davon überzeugen ,daß die vorgeschlagenen Zollsätze gerade die richtigen sind ,und insbesondere jener Zollsatz von 8 Thlrn . nicht zu hoch ist.

Generalmajor Frhr . v . Lasollaye : Ich glaubenicht , daß die Zollkommission davon Umgang nehmenkonnte , aus bestimmte Zahlen aufmerksam zu machen ,zumal von den Petenten Zahlcnverhältnisse vorgetragenwurden . Sie hatte jedenfalls zu prüfen und zu erfor¬schen , ob diese Zahlen zu hoch oder zu nieder gegriffensind . Dessenungeachtet ist sie aber weit entfernt , hier -
wcgen ganz bestimmte Anträge zu stellen , sondern es
sollen die von ihr angenommenen Zahlen gewissermaßennur Andeutungen für die Regierung und den Zollkon -
greß abgeben .

Geh . Rath v . Reck : Die Frage scheint mir die zuseyn , ob man diese Zahlen in der Mittheilung an daS
großh . Staatsministerium aufnehmen will , oder nicht .Wenn man Zahlen nennen und sich nicht darauf be¬
schränken will , aus die Ausführung im Kommissions¬bericht aufmerksam zu machen , dann läge meiner Ansichtnach ein ganz besonderer Grund vor , des geschlichtetenGarns hier ebenfalls zu erwähnen , welches , da es
gleichfalls schon eine höhere Fabrikation erfordert , nachdem hierüber angenommenen Grundsätze auch mit einem
höher » Zolle belegt werden sollte .' Frhr . v . Göler d. I . : Ich bedauere , daß der Hr .Finanzminister nicht mehr hier anwesend ist , weil erüber diesen Gegenstand die beste Auskunft ertheilenkönnte ; und weil er , wenn ich mich recht erinnere , inder zweite » Kammer ausdrücklich ausgesprochen hat , dieKammer möge sich erklären , wie hoch der Zoll aufTwiste gesitzl werden solle , indem cs der Regierungvon Interesse >G , ihre Ansicht hierüber zu erfahren ,^ usbcfoudere ^ aus diese Aeufferung hin hat der Berichtder Kommilsion hier beui,,,,nie Zahlen aufgenoinmcu .Ich habe übrigens schon früher bemerkt , daß cs hierüberhaupt eigentlich allein auf Zahlen ankommt , weil

durch allgemeine Deklamationen bei solchen Fragennicht viel geholfen werden kann . Man muß sagen , wiehoch der Zollsatz und warum er so hoch gegriffen werdensoll . Was aber die Haupt - und Schlußanträge betrifft ,so war es schon meine Meinung in der Kommission ,daß man sich lediglich auf eine Empfehlung an daS
großh . Staatsministerium beschränken und von einer
Beifügung der Zahlen Umgang nehmen solle , weil ,wenn die großh . Regierung sich veranlaßt sehen wird ,auf die Petition und folgeweise auf die Empfehlung der
hohen Kammer einzugehcn , sie wahrscheinlich den Be¬richt der Kommission und die Verhandlungen ohnehinNachsehen wird . Nach meiner Meinung ist damit Alles
gethan , was »othwendig ist .

Regierungskommissär Staatsminister Frhr . v . Blit -
terSdorff : Dies war wohl auch die Ansicht deS Hrn .Finanzministers . Der Bericht ist bereits dem diesseitigenKommissär in Stuttgart mitzetheilt worden ; cs dürstedaher an einer allgemeinen Ueberweifung an das großh .Staatsministerium genügen .

Sc . Durchl . der Hr . Fürst zu Fürstenberg : Ichtheile ganz die Meinung des Frhrn . v . Göler d . I .,welche so eben eine weitere Bestätigung durch den Hrn .
Staatsminister v . Blittersdorff erhallen hat . Eine an¬dere Frage ist aber die : wenn mau auch damit ein¬verstanden ist , daß es in der Empfehlung an das großh .Staatsministerium einer besondern Namhaftmachung derZahlen nicht bedürfe , wie sie der Kommissionsberichtenthält , so schließt dies noch keineswegs ans , daß diehohe Kammer sich über diese Zahlen ausspreche ; dennzur Zeit sind die Zahlenangaben nur das Resultat der

Kommissionsberarhungcn . Es wird daher ganz zweck¬mäßig seyn , daß man entweder über die Zahlen still¬schweigend weggeht , in welchem Falle sie als von derhohen Kammer genehmigt zu betrachten wären , oderdaß man Einwürfe dagegen laut werden läßt , wo mandies für erforderlich hält ; denn nur auf diese Art wirdder Zweck der Kommissionsarbeitcn und der gegenwärti¬gen Sitzung erreicht .
Frhr . v . Andlaw und Generalauditor Vogelunterstützen diese Ansicht , worauf der Kommissionsautragdurch die Mehrheit angenommen wird .

2 ) Chemische Fabrikate .Die Kammer genehmigt ohne Bemerkung den An¬
trag der Kommission .

Generallieutenant Frhr . v . Freystedt ( welcher beider Abstimmung sich nicht erhoben hatte ) : Ich fühlemich verpflichtet , zu erklären , warum ich meine Stimmehier nicht abgegeben habe . Mit aller Achtung vor demsehr gründlichen und umfassend ausgearbeiteten Kom -
missiousberichte traue ich mir doch nicht technische Kennt¬nisse genug zu , um ermessen zu können , ob diese oderjene bestimmte Zahl hier die richtige ist.

Frhr . v . Marschall und Oberforstrath v . Gem -
mingen sprechen sich in gleichem Sinne aus .Se . Durchl . der Hr . Fürst zu Fürsten berq : Ichbedauere , hier zu einer Zwischeucrörtcrung Anlaß gege¬ben zu haben , erlaube mir jedoch darauf aufmerksamzu machen , daß mich dieser Gesichtspunkt unmöglich be¬

stimmen könnte , mein Votum so zu sagen zu unterdrü¬cken. Ich würde mich allerdings einer Anmaßung schul¬dig zu machen fürchten , wen » ich behaupte » wollte , daß
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ich technische Einsicht und Kenntnisse genug besäße , um
ein kompetentes Urtheil in diesen Dingen zu fällen , und
ich glaube , es dürften sich wohl nur wenige unter uns
in einer andern Lage befinden . Allein es sind höhere
tind allgemeine Rücksichten , um derentwillen wir uns
nickt abhalten lassen dürfen , auch über diese Gegenstände
unsere Meinung , so gut wir sie eben nach unserer Ein¬
sicht und unserm Gewissen verantworten können , zu
äußern ; — und ich verwahre mich daher ausdrücklich
vor einem etwaigen Argumentum n vontrLrio , welches
aus den so eben vernommenen Aeusserungen auf unsere
Abstimmung etwa abgeleitet werden könnte .

Negierungskommissär Staatsminister v . Blitters -
dorff : Die Regierung befindet sich selbst in einer ähn¬
lichen Lage , denn sie kann ebenfalls nicht mit apodikti¬
scher Gewißheit sagen , daß gerade dieser oder jener Satz
der allein wahre und richtige ist ; dies schließt aber eine
auf wohl begründeter Ueberzeugung beruhende Ansicht
nicht aus , daß bei dem einen oder andern Gegenstände
eine Erhöhung oder Verminderung des Zollsatzes noth -
wendig sey .

Frhr . v . Göler d . I . : Ich muß darauf aufmerk¬
sam machen , daß die Kommission die hier gemachten
Angaben nicht so geradehin aus der Luft gegriffen
oder aus dem Vorrath ihrer eigenen Kenntnisse und
Einsichten geschöpft hat , sondern sie hat sich vielmehr bei
ihren Berathungen sowohl als bei der Berichterstattung
hauptsächlich auf die Mittheilungen von Sachverständi¬
gen gestützt , denen sie glaubte Vertrauen schenken zu
dürfen , und die sie auch durch einen einfachen Wider¬
spruch oder durch ein Stillschweigen darüber keineswegs
für widerlegt halten kann . Ich wenigstens vertraue nach
wie vor auf diese Angaben und Halle mein Gewissen
durchaus nicht für beschwert , wenn ich mit Rücksicht auf
dieselben den Kommissionsanträgeu beistimme .

Geh . Rath v . Reck : Zch habe schon bei der allge¬
meinen Diskussion bemerkt , dass es nickt möglich ist,
einen Tarifsatz mit mathematischer Gewißheit als den

unzweifelhaft richtigen festzusetzen . Dessen ungeachtet
habe ich mich bis jetzt für die Anträge der Kommission
erklärt , theils weil bei den meisten derselben nur auf
Empfehlung an daS Staatsministerium angetragen ist,
theils weil ich hinsichtlich der gerade hier in Frage lie¬

genden Rohstoffe mich für hinlänglich instruirt halte ,
um zu beurtheilen , daß die gestellten Anträge richtig
sind . Daß aber der Zollsatz nun gerade in so oder so
viel Thalern bestehen soll , kann und will ich damit nicht
gesagt haben .

Staatsrath Wolfs : Ich bin ganz damit einver¬
standen , daß unsere deutsche Industrie eines Schutzes
und einer Beförderung bedürfe , bin aber ebenfalls nicht
im Stande , zu beurtheilen , ob die im Berichte genann¬
ten Zahlen die richtigen sind . Ich erlaube mir daher
zur Vermittlung der hier ausgesprockenen Ansichten den
Antrag , daß die Petition mit Rücksicht sowohl aus die
in ihr selbst als im Kommissionsberichte vorgetragenen
Gründe empfehlend an das großherzogl . Staatsministe¬
rium überwiesen werde .

Frhr . v . And law : Die Kommission hat sich, wie
der Berickt schon zeigt , den obersten Grundsatz gestellt :
der Industrie werde der nöthige , aber kein übermäßiger
Schutz . Es war also ihre Aufgabe , nach Kräften zu

ermitteln , worin dieser nothwendige Schutz bestehe . In
Folge dieser Aufgabe hat sie sich Notizen gesammelt ,
und dies nicht nur nach einer Seite hin ; sie hat sich
nicht an die Fabrikanten allein gewendet , um zu erfah¬
ren , welchen Schutzzoll sie vorschlagen soll ; denn sonst
hätte sie z . B . bei den sogenannten geschlichteten Zetteln
einen Zoll von wenigstens 33 Thalern in Anspruch
nehmen müssen , und nicht nur von 8 Thalern , wie sie
es wirklich gethan hat . Die Kommission mußte sich die
größtmöglichen Kenntnisse und Erfahrungen nach allen
Seiten hin zu verschaffen suchen , und sie hat dies
mit einer Gewissenhaftigkeit gethan , welche keine Befan¬
genheit zuläßt , was ich hier um so unumwundener ver¬
sichern kann , als ich bei der Erstattung der speziellen
Berichte nicht betheiligt war . Sie hat durch Zahlen
bewiesen , daß der Schutz , den sie in Anspruch nimmt ,
in dem von ihr ausgedrückten Zahlenverhältniß , nach
den von ihr eingezogenen Erkundigungen den angemes¬
senen Maaßstab enthält . Wenn sie nun erklärt , auf
diese Ueberzeugung hin ihre Anträge gestellt zu haben ,
so ist es fast eine Art von Vorwurf , wenn man aus
einem allgemeinen Mißtrauen und ohne eine Widerle¬

gung auch nur zu versuchen , oder Gegengründe vorzu¬
bringen , Zweifel in diese Angabe setzt . Jedenfalls glaube
ich , daß dadurch die Beschlüsse der Kammer selbst nicht
gehemmt werden können .

Staatsrath Wolfs : Nicht ein Mißtrauen in die
Kommission , sondern in meine eigene Einsicht hat meine

Bemerkung veranlaßt .
Generalmajor Frhr . v . Lasollaye : Ich muß daran

erinnern , daß es nicht das erste Mal ist, daß in diesem
Saale Erhöhungen oder Ermäßigungen des Zolltarifs
zur Abstimmung gebracht werben , ohne daß dergleichen
Bedenken dabei laut geworden wären . Auch wollte ich
eine Menge anderer Gegenstände anführen , bei welchen
ebenfalls gewissermaßen technische Kenntnisse vorausgesetzt
werden ; man hat niemals in diesem Saale Anstand ge¬
nommen , seine Stimme darüber abzugeben . Ich z. B .
kann auch nicht mit apodiktischer Gewißheit sagen , ob
diese oder jene Bestimmung der Prozeßordnung , oder
das für ein gewisses Verbrechen angenommene Straf -
maaß gerade das richtige ist . Ich habe aber dennoch
mitgestimmt , so gut es meine Ueberzeugung mir erlaubte .

Prälat Hüsfell spricht sich in gleichem Sinne aus .
Generallieutenant v . Freystedt : Ich erblicke denn

doch einen wesentlichen Unterschied zwischen diesen Ge¬

genständen . Hier , wo gerade die Zahlenverhältnisse die

Hauptsache bilden , kann ich nun einmal meine Stimme

nicht abgeben , weil ich mir in der Sache nicht klar ge¬
nug bin ; — bei den andern befindet sich die Kammer

mehr in der Lage einer Jury .
Diese Zwisckendiskussion wird hierauf verlassen , wo¬

bei Vorbehalten wird , am Schluffe auf die Art der lieber - 7

Weisung der Petition zurückzukommen .
3) Eisenproduktion und Fabrikation

Maschinen .
Se . Durchlaucht der Hr . Fürst zu Für stenberg : Ich

habe nicht zu erwarten , daß bei dieser Branche der for¬
melle Anstand nochmals erörtert werden wtrd , da der

Schlußantrag ein ganz allgemeiner ist , nämlich der , das

Gesuch der Petenten unter dringender Empfehlung an

das Staatsministerium zu überweilen . Aber um selbst

der
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diesen Antrag zu rechtfertigen , erlaube ich mir , darauf
aufmerksam zu machen , daß alle die allgemeinen Sätze ,welche überhaupt bei diesen Industriezweigen erörtertworden sind , vielleicht bei keinem andern eine so großeGeltung haben , als gerade bei ihm selbst . Ich erinnerenur daran , um welchen Gegenstand es hier sich eigent¬lich handelt . Das Motto , welches sich die Kommissionbei demselben gewählt hat , ist : Schutz der inländischenIndustrie , so weit sie auf das inländische Bedürfnißabzielt , und Dämpfung ertravaganter Universalindustrie¬gelüste . Bedenken Sie , daß nach dem im Berichte er¬wähnten Zahlenverhältniß die Konsumenten für das Roh¬eisen nur mit der Summe von 300,000 fl . belastetwerden sollen , während für ausländisches Eisen schonjetzt 800,000 fl. ausser Landes gehen , so glaube ich , daßschon die einfache Nennung dieser Zablen , welche nichtauf einer willkürlichen , idealen , sondern aus einer le¬

diglich aus den Thatsachen geschöpften Berechnung be¬ruht , schon genügt , um sich von der Nothwendigkeitzu überzeugen , daß der Eisenindustrie ein Schutz gewährtwerde . Dazu kommt aber , als sehr wesentlich , noch die
Betrachtung , daß keine Industrie im Lande so viele an¬dere Naturprodukte und Menschenkräfte in einer so großenZahl , auf eine so zweckmäßige Art in Anspruch nimmt ,als gerade dieser Industriezweig . Wenn man von min¬

destens 3000 Menschen spricht , welche dadurch beschäftigtwerden , und wenigstens 60,000 Klafter Holz annimmt ,welches sonst gar nicht erfreulich wäre , wenn es nicht ,in Kohlen verwandelt , unfern Eisenhütten zugeführt würde ,so sind dies so sehr in die Augen springende Tharsachen ,daß ich weiter nichts hinzuzufügen brauche , um diesenGegenstand Ihrer Aufmerksamkeit zu empfehlen .
Frhr . v . Rüdt : Wenn irgend ein Industriezweigdes Schutzes bedarf , so ist es die Eisenproduktion , so¬wohl in Beziehung auf das Roh - als das Stabeisen .In dem Berichte der Kommission ist dieser Gegenstandso umfassend und gründlich dargestellt , und sind dabei

sowohl die finanziellen als die politischen Verhältnisseauf eine so sachkundige Weise in Rücksicht genommen ,daß ich gar nichts dabei zu erinnern finde . Ich erlaubemir nur , darauf aufmerksam zu machen , daß eine allzugroße Konkurrenz , so wohlthätig sie sonst im Allgemeinenist , auch wieder nachtheilig wirkt , und zwar besondersnachtheilig auf das Interesse der Konsumenten , denndurch die dermalige Ueberschwemmung mit fremdem und
wohlfeilem Eisen werden wir in die Lage versetzt , nurschlechtes Eisen zu erhalten . Dasselbe wird nicht mehrin der Güte und Haltbarkeit produzirt , wie es für die
Konsumenten wünschenswerth ist ; ja , sie sind nicht einmalder Lage , sich gutes Eisen verschaffen zu können , wennsie nicht selbst in der Hütte die Bestellung machen . Dennim Handel

'
ist man wegen der Konkurrenz von aussennicht im Stande , gutes Produkt zu liefern , und eben -

sind die Leute im Stande , das gute und schlechtet- tien sogleich zu unterscheiden . Ich halte es daher nicht
- Interesse dieses Industriezweigs selbst , alsinsbesondere im Interesse der Konsumenten für nothwen -dlg , daß hier ein

mächtiger Schutz einlrilt und die Fa¬brikanten m den Stand gesetzt werden , ein gutes Pro¬dukt zu liefern .
Se . Durchlaucht der Hr . Fürst zn Fürstenberq :Es ist beinahe stereotyp geworden , daß , wenn es sich

um irgend einen Industriezweig handelt , man der Feindeerwähnt , die demselben entgegcnstehen . Einen solchenFeind erblicke ich hier in der Eisenfabrikation im Kleinenund dem durch die Großhändler betriebenen Handel da¬mit . Aber bei .diesen kommt freilich nur der augenblick¬liche Bortheil in Anschlag , und sie erwägen nicht , daßsie eigentlich ihre Mutter umbringen , wenn sie die Eisen¬produktion unmöglich machen . Und so ist es , wenn der
Zutritt jener Massen von Eisen ohne Eingangszoll ge¬stattet wird aus Ländern , welche durch die Vorsehungin eine so günstige Lage gesetzt , und namentlich durchdie neuerliche Anwendung der Anthracitkohle so unend¬
lich begünstigt sind . Ein anderer Gesichtspunkt ist der ,daß , seit der Kommissionsbericht gedruckt ist , mir nochjeden Tag weitere Notizen zukommen , welche die aufge¬stellten Berechnungen und Bilanzen zwischen der engli¬schen und unsrigen Fabrikation noch in ein auffallenderes

Mißverhältniß stellen . Ich habe z. B . heute erst Briefeerhalten , daß die Spedition von Rotterdam bis Mann¬
heim abermals um einen Kreuzer gesunken ist ; zu dieserWohlfeilheit kommt , wie im Kommissionsbericht bereitsbemerkt ist , als jetzt in Folge der Schleppschifffahrt aufdem Rheine binnen 14 Tagen eine beliebige QuantitätEisen jeder Gattung aus England verlangt und bezogenwerden kann , und uns die englischen Eisenwerke folglichjetzt näher gerückt sind , als es noch vor Kurzem dienaffauischen waren .

Major Frhr . v. Türckheim : Dieser Gegenstandist gewiß einer der wichtigsten im ganzen Zollbericht .Jeder Mensch braucht heutigen Tages zu seinen täglichenVerrichtungen das Eisen . Aber auch bei keinem Metallkommt es im Allgemeinen so sehr auf die Güte und
Brauchbarkeit an , daß bei diesem , wenn man nur be¬denkt , daß beinahe jedes Handwerkszeug von Eisengemacht , oder doch zu dessen Verfertigung Eisen noth -wendig ist . Wir haben früher in unserem Lande Ehenproduzirt , das dem besten schwedischen und steyrischenin keiner Beziehung nachstund . Aber abgesehen davon ,daß mehrere tausend Menschen von diesem Fabrikations -zwcig leben , und daß wir viele Waldungen haben , diesonst gar nicht nutzbar wären / namentlich auf dem nörd¬lichen Abhang des Feldbergs , so will ich es doch jetztnicht nähe runtersuchen , ob es ein so ausserordentliches Un¬glück für das Land wäre , wenn keine Eisenproduktionmehr stattfände . Das Eisen , welches wir von den Eng¬ländern beziehen , ist so ungemein wohlfeil , daß unsereHüttenwerke ohne einen sehr hohen Zoll gar keine Kon¬kurrenz aushalten können . Allenthalben ist man auchder Meinung , die englischen Eisenwaaren seven früherbesonders gut gewesen ; es ist aber auch bekannt , daßdieses Eisen jetzt äufferst schlecht ist ; namentlich ist daS

Roheisen , wenn es mit Steinkohlen geschmolzen wurde ,zur Verarbeitung mit Holzkohlen nicht mehr brauchbar .Ich glaube daher , daß cs die Pflicht der Regixrm,g ist ,eine Art von polizeilicher Fürsorge zu treffen , damit dieLeute für ihr gutes Geld auch Werkzeuge erhalten , welchesie brauchen können . Ungeachtet in Basel , so viel ichweiß , vor einiger Zeit das badische Eisen 13 fl . kostete,und das englische 8 oder 9 fl. , so wurde doch das erstere
vorgezogen , und wenn die badische Hüttenverwaltungim Stande gewesen wäre , dreimal mehr zu produziren ,so würde sie solches abgesetzt haben , weil es viel besser



ist . 3ch erhalte z. B . einen eisernen Reif vom Eisen¬
händler viel wohlfeiler , als ich ihn von der Hütte be¬
ziehe ; allein ich nehme doch lieber vom letzteren und
besseren , wenn cs auch theurcr ist , denn es ist bei weitem
dauerhafter . Um daher die Konsumenten wo möglich
vor schlechten Eisenwaaren zu sichern , ist es gewiß wün¬
schenswert !) , daß die Regierung auf diesen Industriezweig
Rücksicht nehme , um so mehr , da unsere benachbarten
Vereinsländer auch Eisen produziren .

Generalmajor Frhr . v . Lasollaye : Indem die Kam¬
mer den Kommissionsantrag in Beziehung auf das Ei¬
sen bevorwortet , leistet sie dem Staate selbst eine Un¬
terstützung , denn bekanntlich ist der Staat am meisten
dabei betheiligt , indem er mehrere Eisenwerke besitzt.
Es wäre wirklich Schade , wenn diese Anstalten zu
Grunde gehen müßten .

Regierungskommiffär Staatsminister Frhr . v . Blit¬
teröd orff : Das nalionalökonomische Interesse spricht
schon an und für sich so laut für diesen Gegenstand ,
daß es einer weitern Motivirung nicht wohl bedarf .

Se . Durch ! , der Herr Fürst zu Fürstend erg :
Die leitende Rücksicht für mich war nicht die , welche
der Frhr . v. Lasollaye angedeutet hat ; eS sind hier
vielmehr nur die allgemeinen Rücksichten , welche vor¬
walten . Denn das Eisen ist , wie der Herr Major v.
Türkhcim gesagt hat , ein gemeinnütziges Produkt , daß
man in der ganzen zivilisirten Welt braucht , von der
Pflugschar und dem gemeinen Hebeisen bis zu der
kunstreichsten Maschine . Das allerjchlagendste Kriterium ,
welches zur Unterstützung des KommissiouSautrags an¬
geführt werden kann , ist aber gewiß das , daß eine so
große Quantität von Menschenkrästen zur Eisenproduk -
tion nolhwendig ist.

Die Kammer genehmigt nunmehr den Kommissions¬
antrag in Bezug auf die Eisenproduklion und geht

zur Maschinenfabrikation über .
Se . Durchl . der Herr Fürst zu Fürstenberg : Der

Bericht führt aus , daß , wenn es möglich wäre , die

Verzollung nach dem bisherigen Tarifsatz wirklich ganz
strenge ^ u handhaben , ein weiterer L -chutz für diesen
Industriezweig nicht wohl in Anspruch genommen zu wer¬
den brauchte . Der Bericht hat daher einige Betrach¬

tungen über Mißbräuche in dieser Beziehung angestellt ;
sie fallen aber nicht einem subjektiven Tadel anheim ,
sondern liegen in der Natur der Sache , und der Be¬

richt schließt mit dem Anträge , daß die Regierung von
Seite der Kammer darauf aufmerksam gemacht werben
möchte ; indem er zugleich einige nur in allgemeinen
Zügen gehaltene Andeutungen , wie denselben abgehol -
seu werden könnte , gibt , weil wir uns nicht darauf
einlassen wollten , der einsichtsvollen Versammlung der
technischen Männer vorzugreisen , welche hierüber noch
zu berathen haben . Hiebei könnte die hohe Kammer
sich beruhigen . Nur aus den im Berichte zuletzt er¬
wähnten Punkt , der von einigem Interesse ist , erlaube
ich mir aufmerksam zu machen . Die Rheinschiffarths -
akte bestimmt nämlich , daß die Schiffe frei eingehen
dürfen . Diese Bestimmung war zu einer Zeit , wo man

" die eisernen Schiffe noch nicht in dem Maaße kannte ganz
sachgemäß . Jetzt aber , wo man fast nur noch eiserne Schiffs -

Körper hat , dürste eS unter den so veränderten Umstän¬
den angemessen seyn , die Einfuhr von eisernen Schiffen
zu beschränken . Denn gegenwärtig kommen eine Menge
von Eisenwaaren , namentlich Eisenblech , als zum Aus -
beffern dieser Schiffe bestimmt , ferner eine große Menge
von Ketten re. ohne alle Abgabe ein , was nach dem
Gesetz eigentlich nicht der Fall seyn sollte . Es ist die¬
ses ein Mißstand , der im Kommissionsberichte näher
entwickelt ist , und eine Abhülfe wünschenswerth macht .

Frhr . v . Göler d. I . : Ich bin weil entfernt , dem
Vorschläge der Kommission mich zu widersetzen , jedoch
wünschte ich auf einige mehr von Bedeutung scheinende
Modifikationen aufmerksam zu machen .

Vorerst erscheint es gegenwärtig bei dem Stand der
Maschinensabrikation bei uns und in ganz Deutschland
noch räthlich , die zollfreie Einfuhr von Maschinen zu
begünstigen , weil , wenn auch einzelne Fabriken viel¬
leicht jede Art von Maschinen zu machen im Stande
sind , sie dieses doch meistens nur dann können , wenn
ihnen eine geraume Zeit dazu gestattet wird . Die mei¬
sten Maschinenfabriken bei uns sind erst im Entstehen
begriffen , und häufig nicht im Besitze der nöthigen
Modelle . Die Zeit , welche dazu nolhwendig ist , um
ein Modell zu verfertigen , ist oft so groß , als die Zeit
zur Anschaffung der vollständigen Maschine selbst ; und
man kann den Fabrikanten nicht wohl zumuthen ,
eine solche Maschine im Vereinsgebiete fertigen zu las¬
sen , die er vielleicht mit bedeutend weniger Kosten und
Zeit jedenfalls eben so gut aus dem nahen Auslande
beziehen kann . Meine Meinung ist daher , daß die
größt ) . Regierung bei der Begünstigung der Einfuhr
von Maschinen einen sehr weiten Spielraum haben
müsse , weil es auf die Verhältnisse eines Fabrikanten
ankommt , ob cs nolhwendig oder zweckmäßig ist , daß
derselbe so bald als möglich in den Besitz einer solchen
Maschine komme . Meine zweite Bemerkung ist die , daß
der Kommissionsbericht vorschlägt , man soll zwischen
den eigentlichen Maschinen und den zu ihrer Ingang¬
setzung dienenden Triebwerken unterscheiden . Ich glaube ,
daß man dielen Satz wohl im Allgemeinen als Regel
ausstellen kann , daß aber auch hier sehr häufig Aus -
nadmsfälle eintreten müssen ; denn es ist meistens nicht
leicht , zu der aus einer andern Fabrik bezogenen Ma¬
schine Triebwerke zu fertigen , wenn diese Fabrik die
Modelle nicht dazu hergibt . Auch hier muß die Re¬

gierung einen großen Spielraum haben , und eS muß
ihr unbenommen seyn , zu gestatten , daß solche Trieb¬
werke vom Ausland um einen ermäßigten Zoll ein¬

gehen dürfen .
Se . Durchl . der Hr . Fürst zu Fürstenberg :

Es ist allerdings wünschenswerth , daß hier eine kluge
Ausscheidung statlfiude . Sind es solche integrirende
Thvile einer Maschine , daß sie im Lande nicht gefertigt
werden können , so muß freilich die Regierung das Recht

haben , für die ganze Maschine eine Rückvergütung des

Zolls eintreten zu lassen .
- ( Schluß folgt .)

Druck und Verlag von E. Macklot .
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